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Folgende Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden wurden zu einer Stellungnahme aufgefordert: 
 

TÖB-Nr. Name 
1  Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz 

2  Ministerium für Inneres, Bauen und Sport – Oberste Landesbaubehörde  

3  Amprion GmbH 

4  Arbeitskammer des Saarlandes 

5  Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 

6  Bundesnetzagentur 

7  CREOS Deutschland GmbH 

8  Deutsche Bahn AG 

9  Deutsche Telekom Technik GmbH 

10  Deutscher Wetterdienst 

11  Die Autobahn GmbH des Bundes 

12  Eisenbahn-Bundesamt 

13  energis-Netzgesellschaft mbH 

14  EVS Entsorgungsverband Saar 

15  Handwerkskammer des Saarlandes 

16  IHK Saarland 

17  Landesamt für Vermessung, Geoinformation und Landentwicklung 

18  Landesbetrieb für Straßenbau 

19  Landesdenkmalamt 

20  Landespolizeipräsidium 

21  Landwirtschaftskammer für das Saarland 

22  Ministerium der Justiz 

23  Ministerium für Bildung und Kultur 

24  Ministerium für Inneres, Bauen und Sport – Referat OBB24 

25  Ministerium für Inneres, Bauen und Sport – Referat B 4 ZMZ 

26  Ministerium für Umwelt und Verbraucherschutz 

27  Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitales und Energie 

28  Oberbergamt des Saarlandes 

29  Pfalzwerke Netz AG 

30  RAG Montan Immobilien GmbH 

31  Saarforst Landesbetrieb 
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32  Saarländischer Rundfunk 

33  STEAG New Energies GmbH 

34  Vodafone Kabel Deutschland GmbH 

35  VSE Verteilnetz GmbH 

36  VSE NET GmbH 

37  Kommunale Dienste Überherrn GmbH 

38  Abwasserzweckverband Überherrn 

39  inexio Informationstechnologie und Telekommunikation GmbH 

40  Deutsche Glasfaser 

41  Landkreis Saarlouis 

42  BUND Saarland e.V. 

43  NABU, Naturschutzbund Deutschland 

44  Saarwald-Verein e. V. 

45  Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 

46  Naturschutzbeauftragter Gemeinde Überherrn 

47  Naturschutzbeauftragter Gemeinde Überherrn 

48  Gemeinde Wallerfangen 

49  Gemeinde Wadgassen 

50  Kreisstadt Saarlouis 

51  Stadt Völklingen 

52  Ville de Creutzwald 

53  Mairie de Merten 

54  Mairie de Berviller-en-Moselle 

55  Feuerwehr Überherrn 

56  Kreisbrandinspekteur 

57  Präfektur Metz 
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Folgende Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden haben keine Stellungnahme abgegeben: 
Name 

Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 

Deutsche Bahn AG 

Deutsche Telekom Technik GmbH 

energis-Netzgesellschaft mbH 

Handwerkskammer des Saarlandes 

Landesbetrieb für Straßenbau 

Landespolizeipräsidium 

Ministerium der Justiz 

Ministerium für Bildung und Kultur 

Ministerium für Inneres, Bauen und Sport – Referat OBB24 

Ministerium für Inneres, Bauen und Sport – Referat B 4 ZMZ 

RAG Montan Immobilien GmbH 

Saarforst Landesbetrieb 

Saarländischer Rundfunk 

Vodafone Kabel Deutschland GmbH 

VSE NET GmbH 

Deutsche Glasfaser 

BUND Saarland e.V. 

NABU, Naturschutzbund Deutschland 

Saarwald-Verein e. V. 

Naturschutzbeauftragter Gemeinde Überherrn 

Naturschutzbeauftragter Gemeinde Überherrn 

Gemeinde Wallerfangen 

Stadt Völklingen 

Ville de Creutzwald 

Mairie de Merten 

Mairie de Berviller-en-Moselle 

Feuerwehr Überherrn 

Kreisbrandinspekteur 

Präfektur Metz 
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Folgende Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden gaben Stellungnahmen mit Anregungen und Hinweisen ab: 
 

Lfd.-Nr. Name Antwort mit 
Schreiben vom 

1  Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz 31.05.2022 

2  Ministerium für Inneres, Bauen und Sport – Oberste Landesbaubehörde 14.06.2022 

3  Amprion GmbH 29.04.2022 

4  Arbeitskammer des Saarlandes 06.05.2022 

5  Bundesnetzagentur 29.04.2022 

6  CREOS Deutschland GmbH 09.05.2022 

7  Deutscher Wetterdienst 25.04.2022 

8  Die Autobahn GmbH des Bundes 22.04.2022 

9  Eisenbahn-Bundesamt 12.04.2022 

10  EVS Entsorgungsverband Saar 25.04.2022 

11  IHK Saarland 04.05.2022 

12  Landesamt für Vermessung, Geoinformation und Landentwicklung 20.04.2022 

13  Landesdenkmalamt 04.05.2022 

14  Landwirtschaftskammer für das Saarland 05.05.2022 

15  Ministerium für Umwelt und Verbraucherschutz 01.06.2022 

16  Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitales und Energie 06.05.2022 

17  Oberbergamt des Saarlandes 29.04.2022 

18  Pfalzwerke Netz AG 13.04.2022 

19  STEAG New Energies GmbH 11.04.2022 

20  VSE Verteilnetz GmbH 11.05.2022 

21  Kommunale Dienste Überherrn GmbH 06.05.2022 

22  Abwasserzweckverband Überherrn 03.05.2022 

23  inexio Informationstechnologie und Telekommunikation GmbH 02.05.2022 

24  Landkreis Saarlouis 04.05.2022 

25  Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 12.04.2022 

26  Gemeinde Wadgassen 25.05.2022 

27  Kreisstadt Saarlouis 25.05.2022 
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1.  Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz 

Schreiben vom 31.05.2022: 
 
die Gemeinde Überherrn hat das Verfahren zur Auf-
stellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
„Industriegebiet Linsler Feld" mit paralleler Teilän-
derung des Flächennutzungsplanes im Regelverfah-
ren eingeleitet, um die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Errichtung eines Batterie-
zellenwerks der SVOLT Europe GmbH zu schaffen. 
Die Bauleitplanung wird im zweistufigen Regelver-
fahren durchgeführt.  
 
Es ist beabsichtigt für die im Zuge des Verfahrens 
erforderliche Änderungen der Landesstraßen L 168 
und L 279 grundsätzlich erforderliche Planfeststel-
lung durch den Bebauungsplan zu ersetzen. 
 
Ebenso soll die erforderliche Verlegung der Haupt-
wasserleitung zur Versorgung der Ortslage Über-
herrn durch eine Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 13 
BauGB planerisch zulässig gestaltet werden. Ein ei-
genständiges Genehmigungsverfahren sei entbehr-
lich.  
 
Aus fachtechnischer unseres Hauses sind gegen das 
o. g. Bauleitplanverfahren keine grundsätzlichen 
Einwände zu erheben, wenn nachstehende Vorga-
ben berücksichtigt werden: 
 
1. GRUNDWASSERSCHUTZ 
 
Das Vorhaben befindet sich im Geltungsbereich ei-
nes Vorranggebietes für Grundwasserschutz (VW). 
Vorranggebiete für Grundwasserschutz sind räumli-
che Maßnahmenschwer-punkte für die Erschließung 
und Sicherung von Grundwasser, die geeignet sind, 
übergeordnete, landesplanerische Zielsetzungen 
(z.B. hinsichtlich der Siedlungsstruktur) zu erreichen 
und zu stützen. In VW ist das Grundwasser im Inte-
resse der öffentlichen Wasserversorgung vor nach-
teiligen Einwirkungen zu schützen. Eingriffe in 
Deckschichten sind zu vermeiden. Soweit nachteili-
ge Einwirkungen durch unabweisbare Bau- und Inf-
rastrukturmaßnahmen zu befürchten sind, für die 
keine vertretbaren Standortalternativen bestehen, 
ist durch Auflagen sicherzustellen, dass eine Beein-
trächtigung der Trinkwasserversorgung nicht ein-
tritt. Dies bedeutet, dass im Zuge der 
Baumaßnahmen entsprechende Maßnahmen zum 

 Konsequenz:  
Die Bezeichnung des Faulebachs wird redaktionell in den 
Planunterlagen angepasst. 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Die Bezeichnung des Faulebachs wird redaktionell in 
den Planunterlagen angepasst. 
Darüber hinaus betreffen die Hinweise den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Industriegebiet 
Linsler Feld“. Auf die entsprechende Abwägungs-
synopse für den Bebauungsplan wird verwiesen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Bezeichnung des Faulebachs wird redaktionell in 
den Planunterlagen angepasst. 
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Schutz des Grundwassers festzulegen sind. Ebenso 
soll der Nutzwasserbedarf der gewerblichen Wirt-
schaft nach Möglichkeit aus Oberflächenwasser und 
nicht aus Grundwasser gedeckt werden.  
 
Des Weiteren liegt der Vorhabenstandort innerhalb 
der Schutzzone III der ausgewiesenen und mit Ver-
ordnungen festgesetzten Wasserschutzgebiete C 20 
„Bisttal", zu Gunsten der energis-Netzgesellschaft 
mbH und C 24 „Hufengebiet", zu Gunsten der 
Stadtwerke Völklingen GmbH in unmittelbarer Nähe 
zur Schutzzone II „Hufengebiet". Ein Teilbereich be-
findet sich zudem innerhalb der Schutzzone III des 
geplanten Wasserschutzgebietes "Bisten" der 
Kommunalen Dienste Überherrn.  
 
Die Aussage zu den Grundwasserressourcen im 
Hydrogeologischen Gutachten (GWW, 08.03.2022) 
dass „im weiteren Umfeld der geplanten Batterie-
zellenfabrik eine hinreichende Wassermenge zur 
Abdeckung des zusätzlichen Bedarfes von Q = 1 Mi-
o. m3/a für die geplante Batteriezellenfabrik ver-
fügbar ist" und es zu keiner Gefährdung der 
öffentlichen Trinkwasserversorgung kommen wird, 
ist aus fachtechnischer Sicht korrekt.  
 
Zu den Auswirkungen des Deckschichtenabtrags 
wird im Gutachten von GWW (08.03.2022) erläu-
tert, dass in Teilbereichen, in denen durch den Ab-
trag eine Verschlechterung der Deckschichten-
schutzfunktion entstehen würde, durch technische 
Maßnahmen (Bodenverbesserung, Verwendung 
und Einarbeitung von Bentonit und Tonmehl) der 
derzeitige Ist-Zustand wiederhergestellt oder quali-
tativ verbessert wird. Diese Kompensationsmaß-
nahmen zur Wiederherstellung der Schutzfunktion 
der Deckschichten sind aus Sicht des Grundwasser-
schutzes unerlässlich und notwendig.  
Hierdurch wird der Durchlässigkeitsbeiwert Kf-Wert 
verringert und damit gegenüber den ursprünglichen 
Bodenverhältnissen sowohl die vertikale Sickerzeit 
wie auch das · Rückhaltevermögen durch die Ton-
mineralien gegenüber potenziell einsickernden Stof-
fen verbessert.  
Hier ist anhand von Versickerungsversuchen und 
Messungen des Wasserdurchlässigkeitsbeiwerts 
nach DIN 18130 Teil 1 der Nachweis zu erbringen, 
dass durch die oben. beschriebenen Maßnahmen 
der Durchlässigkeitsbeiwert (Kf-Wert) tatsächlich 
wesentlich verringert wird, so dass dauerhaft ge-
währleistet ist, dass durch die durchgeführten tech-
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nischen Maßnahmen keine negativen Auswirkungen 
auf das Grundwasser durch den Deckschichtenab-
trag im Plangebiet zu besorgen sind.  
Für die Bauzeit nach Abtrag der Deckschichten und 
vor Einbau der technischen „Bodenverbesserung" 
muss die Bautätigkeit durch angepasste Vorsorge- 
und Vermeidungsmaßnahmen (V+V-Maßnahmen) 
überwacht werden, um eine potenzielle Gefährdung 
des Grundwassers während der Baumaßnahme zu 
reduzieren. 
Das im hydrogeologischen Gutachten vorgeschlage-
ne Vorgehen zum Deckschichtenabtrag und den 
Bodenverbesserungsmaßnahmen ist aus fachtech-
nischer Sicht ausreichend, wenn die oben genann-
ten Maßnahmen, vor allem nach Abtrag der 
Deckschichten und während der Baumaßnahme, 
eingehalten werden.  
 
Im Umweltbericht mit integriertem Grünordnungs-
plan (PCU, 14.03.2022) wird erläutert, dass das ge-
plante Vorhaben aufgrund seiner Größe, Lage und 
Art grundsätzlich in der Lage ist, die im Einwir-
kungsbereich befindlichen Gewässer negativ zu be-
einflussen. Deshalb soll im weiteren Verfahren ein 
„Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)" er-
stellt werden. Der Fachbeitrag WRRL dient der Si-
cherstellung bzw. Prüfung der Vereinbarkeit des 
geplanten Vorhabens mit den rechtlichen Anforde-
rungen nach der EG-WRRL und den Bewirtschaf-
tungszielen gemäß § 27 und 47 WHG. 
 
2. WASSERVERSORGUNG 
 
In den vorgelegten Unterlagen werden mögliche 
Versorgungsvarianten der geplanten Batteriezellen-
fabrik vorgestellt. Die Varianten sind so konzipiert, 
dass die benötigte Gesamtentnahmemenge auf 
mehrere Gewinnungsgebiete verteilt wird.  
Die Variantenbetrachtung erfolgt unter Berücksich-
tigung einer gegenseitigen Berücksichtigung der 
Wasserversorgungsunternehmen und der Gewähr-
leistung der Versorgungssicherheit der Bevölkerung. 
Der erforderliche Wasserbedarf für den vorgesehe-
nen Endausbau mit 24 GWh soll jährlich 1.010.909 
m³ betragen. Ein ausreichendes Puffervolumen in 
Form einer geplanten Zisterne (Speicherung von 
Niederschlagswasser und aufbereitetes Abwasser) 
auf dem Gelände der künftigen Batteriezellenfabrik 
ist hierbei bereits berücksichtigt.  
Gemäß den Zielen des Vorranggebietes Grundwas-
serschutz soll der Nutzwasserbedarf der gewerbli-
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chen Wirtschaft nach Möglichkeit aus Oberflächen-
wasser gedeckt werden. In den vorgelegten Unter-
lagen wird der Wasserbedarf des Vorhabens jedoch 
vollständig durch die öffentliche Wasserversorgung 
gedeckt. Ob für die Versorgung notwendigerweise 
nur Wasser in Trinkwasserqualität erforderlich ist, 
ist vor dem Hintergrund der Aussagen, dass der ge-
plante Pufferspeicher (Zisterne) auf dem Werksge-
lände auch bedarfsweise mit Oberflächenwasser 
und Grauwasser gespeist werden soll, zu bezwei-
feln. Ein Nachweis, dass der Nutzwasserbedarf nicht 
aus Oberflächenwasser gedeckt werden kann, fehlt 
bisher und ist, sofern die Wasserversorgung voll-
ständig durch die öffentliche Wasserversorgung ge-
deckt werden soll, vorzulegen.  
 
Im beigefügten Gutachten der GWW GmbH (Stand 
08.03.2022) werden 5 Versorgungsmöglichkeiten 
vorgestellt und unter hydrogeologischen Gesichts-
punkten bewertet, wobei 2 Varianten (Variante 4 
und Variante 5) im weiteren Gutachten nicht wei-
terverfolgt werden. 
 
Die Variante 4 berücksichtigt die Ausnutzung der 
gesamten Wasserrechte in den Gewinnungsgebie-
ten Stenndinger Höhe der Gemeinde Überherrn und 
Bisttal der energis Netzgesellschaft bmH. Diese the-
oretisch entnommenen Wassermengen liegen weit 
über dem Bedarf der Batteriezellenfabrik. Es sollen 
in dieser Variantenbetrachtung lediglich die hydro-
logischen Auswirkungen dieser Fördersituation auf-
gezeigt werden.  
 
Die hydrogeologische Bewertung der alleinigen Ver-
sorgung der geplanten Batteriezellenfabrik durch 
die energis Netzgesellschaft mbH wird im Gutach-
ten in der Variante 5 erarbeitet. Für diese Versor-
gungsmöglichkeit wäre im Vergleich zur Variante 3 
(die Variante mit dem größten Bereitstellungsvolu-
men über die energis) eine zusätzliche Grundwas-
serbereitstellung von ca. 300.000 m³/a von der 
energis erforderlich. Im Gutachten wird vorgese-
hen, dass diese Wassermenge aus dem Gewin-
nungsgebiet Lauterbachtal bezogen wird.  
Durch den Bezug alleinig aus dem Gewinnungsge-
biet Lauterbachtal ergeben sich laut Gutachten ne-
ben nachteiligen Auswirkungen betreffend den 
Naturschutz, eine Mischbarkeitsproblematik sowie 
eingeschränkte Versorgungsredundanzen und -
sicherheiten. 
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Die Variante 5 sollte aber im weiteren Verfahren 
aus wasserwirtschaftlicher Sicht weiter betrachtet 
werden, da insbesondere im Gewinnungsgebiet 
Lauterbachtal erhebliche Reserven in Bezug auf das 
erteilte Wasserrecht und das verfügbare Dargebot 
bestehen. Die Bedenken aus Sicht des Naturschut-
zes sind vor dem Hintergrund der Aussage des Gut-
achtens der GWW in Bezug auf Variante 3, wonach 
ökologische Auswirkungen im Taltiefsten des Lau-
terbachtals unwahrscheinlich sind und darüber hin-
aus im Warndt keine ökologische Wirkung 
entfalten, zu überprüfen. Hierbei ist auch zu prüfen, 
ob die diesbezügliche erhöhte Förderung im Ver-
gleich zur gegenwärtigen Situation aus mehreren 
Brunnen und nicht alleine aus Brunnen 1a erfolgen 
kann. Dies wäre analog in der Variante 3 zu über-
prüfen.  
Des Weiteren sollte die Möglichkeit untersucht 
werden, das erforderliche zusätzliche Wasservolu-
men in der Variante 5 auch aus dem Gewinnungs-
gebiet Bisttal zu beziehen. Freie Kapazitäten liegen 
hier vor.  
 
Im Erläuterungsbericht der CP GmbH (Stand: März 
2022) werden die Varianten 1 bis 3 auf Grundlage 
der vorgenannten hydrogeologischen Betrachtung 
der GWW GmbH auf ihre grundsätzliche Realisier-
barkeit hin, einschließlich der Mischbarkeit der 
Wässer, weiter untersucht.  
Der Bericht schließt mit einer Empfehlung für die 
Versorgungsvariante 2 (Sicherstellung der Wasser-
versorgung von SVolt über den Brunnen KDÜ 1 und 
die Gewinnungsgebiete Lauterbachtal, Bisttal, 
Warndt/Differten) ab.  
 
Im Erläuterungsbericht der CP GmbH (Stand: März 
2022) wird bei allen drei betrachteten Versorgungs-
konzepten (Variante 1 bis 3) von einer Ausschöp-
fung des bestehenden Liefervertrages (800.000 
m³/a über das Wasserwerk Bisttal) zwischen der 
energis und den Kommunalen Diensten Überherrn 
(KDÜ) ausgegangen. Diese Angabe steht in Diskre-
panz mit den im Gutachten der GWW (Stand 
08.03.2022) gemachten Angaben. Hier werden le-
diglich die zusätzlich über das Gewinnungsgebiet. 
Bisttal benötigten Liefermengen berücksichtigt.  
 
Zusammenfassend ist unter der Voraussetzung der 
in den Unterlagen angegebenen Möglichkeiten zur 
Bereitstellung der erforderlichen Wassermengen 
aus den Gewinnungsgebieten die Wasserversor-
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gung der Batteriezellenfabrik sowie die öffentliche 
Trinkwasserversorgung über die vorgestellten Ver-
sorgungskonzepte als gesichert zu betrachten. Es ist 
jedoch noch darzulegen, ob der Nutzwasserbedarf, 
ggf. auch in Teilströmen, durch Oberflächenwasser 
gedeckt werden kann.  
 
Die Frage zur konkreten Bereitstellung des erforder-
lichen Wasserbedarfs bleibt aus wasserwirtschaftli-
cher Sicht weiterhin offen. Die konkrete 
Machbarkeit und damit einhergehend, die erforder-
lichen technischen Aufwendungen, insbesondere 
die Nutzbarkeit der bestehenden wasserversor-
gungstechnischen Infrastruktur, im Zusammenhang 
mit den hier untersuchten Thematiken Mischbar-
keit, Versorgungssicherheit und Redundanz, sind für 
die Wahl der Versorgungsvariante im weiteren Pla-
nungsverlauf zu prüfen, darzustellen und zu bewer-
ten. Der ,,Kosten/Nutzen-Faktor" sollte hierbei 
ebenso Berücksichtigung finden. 
 
3. WASSERRECHT: TRINKWASSERLEITUNG / NEUER 
BRUNNEN 
 
Kapitel 6.3 der Begründung zum Vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan „Industriegebiet Linsler Feld" 
der FIRU-mbH befasst sich mit der „Verlegung öf-
fentliche Trinkwasserleitung gern. § 9 Abs. 1 Nr. 13 
BauGB". Im vorgenannten § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB 
heißt es, dass aus städtebaulichen Gründen die Füh-
rung von oberirdischen oder unterirdischen Versor-
gungsanlagen und -leitungen im Bebauungsplan 
festgesetzt werden kann. Ein eigenständiges Ge-
nehmigungsverfahren sei entbehrlich.  
Nach § 48 Abs. 1 Saarländisches Wassergesetz 
(SWG) bedürfen der Bau und die wesentliche Ände-
rung von Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen 
der Genehmigung durch das Landesamt für Um-
welt- und Arbeitsschutz (LUA).  
Es wird auf § 48 Abs. 3 Nr. 1 SWG hingewiesen, wel-
cher u. a. besagt, dass Wasserleitungen, die aus-
schließlich der Versorgung des Geltungsbereiches 
eines Bebauungsplanes oder eines Werksgeländes 
dienen und innerhalb dieser verlegt sind oder wer-
den, sowie Wasser-versorgungsanlagen, die für ei-
nen Wasserbedarf von weniger als 20 m³/d 
bemessen sind, von der Genehmigungspflicht gern. 
§ 48 SWG ausgenommen sind.  
Demnach fällt die geplante Verlegung der Haupt-
wasserleitungen innerhalb des Vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes „Industriegebiet Lins-
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ler Feld", welche eine wesentliche Änderung einer 
Wasserversorgungsanlage darstellen · und nicht 
ausschließlich der Versorgung von SVolt sondern z. 
B. auch zur Belieferung des Versorgungsgebietes 
der Kommunalen Dienste Überherrn (KDÜ) dienen, 
nicht unter die Ausnahmen nach § 48 Abs. 3 Nr. 1 
SWG und bedürfen somit einer Genehmigung nach 
§ 48 SWG.  
 
In Kapitel 9.4.1 der Begründung zum Vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan „Industriegebiet Linsler 
Feld" wird die Aussage getroffen, dass der Wasser-
bedarf innerhalb bestehender Wasserrechte abge-
deckt werden soll und die Begründung neuer 
Wasserrechte nicht beabsichtigt ist. Diese Aussage 
ist nicht ganz richtig, da in einer vorgelegten Varian-
te eine „Aufteilung" des bestehenden Wasserrech-
tes für den Brunnen 1 der KDÜ auf einen weiteren 
neuen Brunnen (Brunnen 7) diskutiert wird: Die 
Niederbringung sowie die Förderung von Grund-
wasser in einem neuen Brunnen bedarf jedoch ei-
ner wasserrechtlichen. Erlaubnis. Aufgrund der 
benannten beabsichtigten Fördermengen in Höhe 
von ca. 300.000 m³/a im neuen Brunnen 7 wäre in 
diesem Fall auch gemäß Nr. 13.3.3.2 Anlage 1 UVPG 
eine allgemeine Vorprüfung zur Feststellung einer 
UVP-Pflicht durchzuführen. 
 
4. ABWASSERENTSORGUNG 
 
4.1 Entwässerung Niederschlagswasser 
 
Das Niederschlagswasser der Verkehrs- und Park-
platzflächen (Belastungskategorie II und III nach 
DWA-A 102-2:2020-12) wird dem/den Rückhaltebe-
cken bis zu einer Niederschlagsspende von bis zu 15 
l / s x ha über nach unten abgedichtete Mul-
denRigolen-Systeme mit einer 30 cm mächtigen 
Oberbodenschicht und einer darunterliegenden Fil-
terschicht und bei Niederschlagsspenden von über 
15 l /s x ha auch über in den Mulden überhöht an-
geordnete Überläufe zugeführt.  
Das Niederschlagswasser wird als Substitutionswas-
ser für Trinkwasser verwendet; überschüssiges Nie-
derschlagswasser wird gedrosselt in den Faulebach 
(Variante 1) oder in den Faulebach und das Höllen-
grabensystem (Variante 2) eingeleitet.  
 
Die Rigole ist seitlich und nach unten hin abzudich-
ten. Die Dränagerohre sowie die in den Mulden be-
findlichen Überläufe schließen an den im 
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Straßenraum verlaufenden Regenwasserkanal an.  
Aufgrund der Vorgaben der RiStWag (2016) kann 
deshalb das Niederschlagswasser aus den Park- und 
Verkehrsflächen nur über ein Mulden-Rigolen-
System in der Schutzzone III eines Wasserschutzge-
bietes versickert werden, wenn bei der angegebe-
nen Verkehrsstärke die Schutzfunktion der 
Grundwasserüberdeckung mittel oder groß ist. Dies 
muss nach den durchgeführten Kompensations-
maßnahmen der Deckschichten vor Ort an den be-
treffenden Stellen, die für die Mulden-
RigolenVersickerung vorgesehen sind nachgewie-
sen werden. Ebenso muss in den nachgelagerten 
Verfahren nachgewiesen werden, dass es bei einem 
Unfall mit wassergefährdenden Stoffen nicht zu ei-
nem Eintrag von Schadstoffen über das Mulden-
Rigolen-System in das Grundwasser kommen kann 
(Havariekonzept).  
 
Im Zuge des Vorhabens sind Änderungen bzw. be-
reichsweise Verlegungen der Landesstraßen L 168 
und L 279 erforderlich. Aufgrund der Lage in festge-
setzten Wasserschutzgebieten sind die Richtlinien 
für bautechnische Maßnahmen an Straßen in Was-
serschutzgebieten (RiStWag 2016) einzuhalten. Ent-
sprechende Unterlagen fehlen bisher und sind zu 
erstellen. 
 
4.2 Entwässerung Schmutzwasser 
 
Nach dem Gutachten von WPW (Mai 2021) sieht 
das Entwässerungskonzept die Ableitung aller 
Schmutzwasserabflüsse aus den Produktionshallen, 
Kantinen und Bürogebäuden im Freispiegelgefälle 
vor. Das Schmutzwasser wird über in den Straßen-
achsen verlaufenden Sammlern einer im Westen 
der Anlage befindlichen werkseigenen Kläranlage 
zugeführt. 
 
Aus Sicht des Grundwasserschutzes ist eine Kläran-
lage (Abwasserreinigungsanlage) gemäß Wasser-
schutzgebietsverordnung im Planbereich vorerst 
auszuschließen (Verbotstatbestand der WSGVO). Es 
ist daher darzulegen, dass durch die Anlage der 
Schutzzweck der Wasserschutzgebiete nicht gefähr-
det wird und damit eine Befreiung möglich ist. 
Ebenso ist die Einhaltung der „Richtlinien für den 
Bau von Abwasseranlagen" (DWA A 142) im BBP 
festzusetzen. 
 
4.3 Unterirdische Großzisterne 
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Die Masterplanung geht davon aus, dass die Nach-
speisewassermenge durch Regenwasser substituiert 
werden kann. Um das notwendige Regenwasser in 
ausgewiesener Menge bereitzustellen, sieht die 
Masterplanung daher vor, das gesammelte und ge-
reinigte Regenwasser aus den Rückhaltebecken 
über Pumpen einer ca. 55.000 m³ großen unterirdi-
schen Zisterne zuzuleiten. Das so gespeicherte Re-
genwasser soll folglich ganzjährlich 50 % des 
benötigten Gesamtkühlwasserbedarfs in Höhe von 
1.056.000 m³/a decken.  
Je nach Tiefenlage kann sich die unterirdische Zis-
terne möglicherweise im Einflussbereich des 
Grundwassers befinden. Eine dauerhafte technische 
Sicherung zum Schutz des Grundwassers muss 
nachgewiesen werden, um. Baumaßnahmen zu-
stimmen zu können. 
 
5. UMGANG MIT WASSERGEFÄHRDENDEN STOFFEN 
 
Gemäß § 49 Abs. 2 AwSV bestehen in der weiteren 
Zone (Schutzzone III) Verbote u. a. für oberirdische 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen der Gefährdungsstufe D, für unterirdische 
Anlagen der Gefährdungsstufe C, sowie für Erd-
wärmesonden. Für die Produktion von Li-
Ionenakkus muss bei allen erforderlichen Anlagen, 
Produktions- und Lageranlagen, bei denen ein Um-
gang mit wassergefährdenden Stoffen gegeben ist, 
diese Begrenzung berücksichtigt werden. Zum der-
zeitigen Projektstadium wird vermutet, dass sich 
Anlagengrößen ergeben können, deren Gefähr-
dungsstufen von den Verbotsvorschriften erfasst 
werden. Die Aussage im Gutachten der GWW 
(08.03.2022), dass trotz des Umgangs und des Ein-
satzes wassergefährdender Stoffe während der 
Bauzeit und im Betrieb aus hydrogeologischer Sicht 
keine negativen Auswirkungen auf das genutzte 
Grundwasservorkommen stattfinden ist derzeit 
nicht belastbar. Es liegen bisher diesem Thema kei-
ne stoff- und anlagenspezifische Informationen vor, 
anhand derer eine diesbezügliche Einschätzung 
möglich gewesen wäre. Es bleibt festzuhalten, dass 
die Anforderungen des vorsorgenden Grundwasser-
schutzes und die Ziele des LEP Umwelt, wonach bei 
unabweisbaren Bau- und Infrastrukturmaßnahmen, 
für die keine vertretbaren Standortalternativen be-
stehen, durch Auflagen sicherzustellen ist, dass eine 
Beeinträchtigung der Trinkwasserversorgung nicht 
eintritt. Diese Vorgaben sowie die Anforderungen 
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der AwSV inkl. der Verbotstatbestände gern. § 49 
Abs. 2 AwSV sind in den nachgelagerten Genehmi-
gungsverfahren zu beachten. Die Möglichkeit einer 
Befreiung von den Anforderungen nach § 49 Abs. 2 
AwSV wird derzeit nicht gesehen. 
 
6. GEWÄSSERENTWICKLUNG UND 
HOCHWASSERSCHUTZ 
 
Im Osten des Geltungsbereichs des VBBP verläuft 
der Faulebach, ein Gewässer dritter Ordnung.  
Gern. § 56 Abs.3 Nr. 2 a) Saarl. Wassergesetz (SWG) 
ist bis zu 10 m gemessen von· der Uferlinie außer-
halb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile die 
Errichtung baulicher Anlagen nicht zulässig. Im 
VBBP sollen die Bereiche um den Gewässerab-
schnitt zwischen bestehender und geplanter L 168 
als Waldfläche ausgewiesen werden. Im weiteren 
Verlauf ist lediglich eine Festsetzung als öffentliche 
Grünfläche für die gewässerbegleitenden Flächen 
vorgesehen. Durch die geplante Umverlegung der L 
279 nach Osten wird der Randstreifen nach vorlie-
gender Planung nicht tangiert (geringster Abstand 
15-20 m).  
 
Wie bereits im Rahmen des Scopingverfahrens mit-
geteilt, erscheint eine reine Festlegung der Bereiche 
zwischen Gewässer und Verlegungstrasse L279 als 
öffentliche Grünfläche zum Schutz des Gewässers 
nicht ausreichend. Hierdurch kann nicht sicherge-
stellt werden, dass durch Straßenböschungen oder 
den geplanten Sichtschutzwall (Maßnahme PF4 im 
Umweltbericht) ein Eingriff in den teilweise noch 
naturnahen Randstreifen durch Geländeanschüt-
tungen vermieden wird. Die Entwicklung eines na-
turnahen Ufersaums (Maßnahme M4) scheint sich 
gemäß Planung lediglich auf die direkten Uferberei-
che des Faulebachs zu beziehen, nicht jedoch auf 
den Gewässerrandstreifen in der gesamten Breite. 
  
Zum Schutz des vorhandenen Gewässerrandstrei-
fens ist dieser daher vollständig ab Mittelwasserli-
nie als Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft festzusetzen 
und planerisch darzustellen.  
 
Bzgl. der Kreuzung der geplanten L 168-Verlegung 
mit dem Faulebach verweisen wir auf die wasser-
rechtliche Genehmigungspflicht nach § 78 SWG. 
Abhängig vom Genehmigungsverfahren kann diese 
Genehmigung bei entsprechender Konzentrations-
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wirkung mitbehandelt werden.  
 
Für die Änderung des FNP liegen Begründung und 
Umweltbericht lediglich mit Stand „frühzeitige Be-
teiligung" vor. Der im Rahmen der bereits erfolgten 
Stellungnahmen festgestellte Fehler der Benamung 
des „Faulebachs" als „Rehbach" besteht damit im-
mer noch. 
 
Auch die in unseren bisherigen Stellungnahmen an-
gemerkten nicht korrekten Angaben zum Über-
schwemmungsgebiet wurden trotz Ergänzung und 
Überarbeitung der ,,Fachplanung Entwässerungs-
konzept und Hochwasserschutz" nicht angepasst.  
Es ist zwar korrekt, dass sich der Geltungsbereich 
des Bebauungsplans außerhalb des mit Verordnung 
vom 01.03.2002 festgesetzten Überschwemmungs-
gebietes der Bist befindet, dieses wurde aber auf 
Grundlage des Hochwasserereignisses von 1993 
ausgewiesen, bei dem es sich nach Pegelstatistik 
aber nur um ein ca. 70 jährliches Ereignis am Pegel 
Überherrn handelt. Dass der Bereich außerhalb ei-
nes 100-jährlichen bzw. extremen Hochwasserer-
eignisses der Bist liegt, kann aufgrund der 
Entfernung zum Gewässer zwar angenommen wer-
den, die hier getroffene reine Feststellung einer La-
ge außerhalb ist aber nicht korrekt. Die Bist ist erst 
ab der Ortslage Differten gemäß § 73 WHG als Ge-
wässer mit signifikantem Hochwasserrisiko bewer-
tet, für das Berechnungen für ein 100-jährliches 
bzw. extremes Hochwasserereignis durchzuführen 
waren. Es ist zwar beabsichtigt, den fehlenden Ab-
schnitt zwischen Differten und der Grenze zu Frank-
reich als Risikogebiet auszuweisen und eine 
Berechnung von HQ100 und HQextrem durchzufüh-
ren. Kurzfristig sind hierzu aber keine Ergebnisse zu 
erwarten. 
 
Für die Einleitung in den Entwässerungsgraben 
(,,Höllengrabensystem") wird, wie vorab bespro-
chen, die hydraulische Leistungsfähigkeit für eine 
Niederschlagswasserableitung im Zuge der weiteren 
Planungen ermittelt.  
 
Bzgl. einer möglichen Problematik durch die Flä-
chenversieglung bei Starkregen kann dem Ergebnis 
des Gutachtens gefolgt werden. Allerdings liegen 
noch keine Gefahrenkarten für die Gemeinde Über-
herrn vor, sodass konkrete Aussagen über eine 
mögliche Abflussproblematik nicht möglich sind. 
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7. Vorsorgender Bodenschutz 
 
Mit der Bauleitplanung „Industriegebiet Linsler 
Feld" werden die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen für die bauliche Inanspruchnahme überwie-
gend natürlicher Böden in einem Geltungsbereich 
von ca. 97,9 ha geschaffen. Bei Realisierung des 
Vorhabens legitimieren die Festsetzungen des Be-
bauungsplanes laut Flächenbilanz in den Planunter-
lagen eine Überbauung und Versiegelung 
natürlicher Böden im Industriegebiet von 51,7 ha, 
so dass das Schutzgut Boden in erheblichem Aus-
maß betroffen ist. Mit dem irreversiblen Verlust der 
natürlichen Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 
BBodSchG geht weiterhin eine Beeinträchtigung der 
Klimafunktion und Kühlleistung der Böden einher. 
Den Belangen des Bodenschutzes ist daher bei der 
Umweltprüfung nach§ 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB und im 
planerischen Abwägungsprozess angemessen Rech-
nung zu tragen. 
 
Die Bestandsaufnahme zum Schutzgut Boden in Ka-
pitel 2.4.2.1 der Umweltprüfung (Umweltbericht 
mit integriertem Grünordnungsplan der. PCU Plan-
ConsultUmwelt, Vorentwurf vom 14. März 2022) 
greift auf die landesweite Bodenübersichtskarte in 
der Fachanwendung Bodenschutz im GeoPortal zu-
rück. Auf Grundlage der verfügbaren Fachdaten aus 
der Landesinventur ist davon auszugehen, dass im 
Plangebiet weitgehend einheitliche Bodenverhält-
nisse vorliegen und keine seltenen Böden oder Bö-
den mit ausgeprägter Archivfunktion i.S. des § 2 
Abs. 2 Nr. 2 BBodSchG betroffen sind. Randlich 
werden entlang des Faulebachs grundwasserbeein-
flusste Böden tangiert, die im Planentwurf weitge-
hend als festgesetzte öffentliche Grünflächen 
gesichert sind. Ein sehr kleinflächiges Restvorkom-
men organischer Böden am westlichen Rand des 
Planbereiches ist infolge des Straßenbaus bereits 
anthropogen überprägt und liegt außerhalb der Ab-
grenzung des Vorhaben- und Erschließungsplans. 
Hinsichtlich des Kartenausschnittes der BÜK 100 in 
Abb. 2.4-3 des Umwelt-berichtes weisen wir darauf 
hin, dass die farbliche Zuordnung der Bodeneinhei-
ten zu korrigieren ist (hellgrau= 12, beige= 21).  
 
Für die Ermittlung und Bewertung des Leistungs-
vermögens der Böden im Naturhaushalt und die Ab-
leitung des bodenbezogenen Konfliktpotenzials im 
Rahmen der Umweltprüfung ist eine Bewertung der 
in § 2 Abs. 2 Nr. 1 BBodSchG definierten natürlichen 
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Bodenfunktionen durchzuführen. Die Bewertung 
der Bodenbeschaffenheit und Bodenfunktionen im 
Plangebiet Linsler Feld in Kapitel 2.4.3 des vorgeleg-
ten Umweltberichtes beschränkt sich auf die Funk-
tionen des Bodens im Wasserhaushalt (Kriterium: 
Feldkapazität) und die Funktionen des Bodens als 
Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumediums (Kriteri-
um: Nitratrückhaltevermögen). Wir weisen darauf 
hin, dass das Untersuchungsspektrum einer boden-
funktionalen. Bewertung regelhaft auch eine Beur-
teilung der Funktion des Bodens als Lebensraum für 
Pflanzen (Kriterium: Biotopentwicklungspotenzial) 
zu beinhalten hat und bitten daher um eine ent-
sprechende Ergänzung bei der Fortschreibung des 
Umweltberichtes im weiteren Planungsschritt. Eine 
landesweite Übersichtskarte zur Standorttypisie-
rung der Böden für die Biotopentwicklung incl. Do-
kumentation der methodischen Grundlagen ist 
analog zu den bereits behandelten Teilfunktionen in 
der Fachanwendung Bodenschutz im GeoPortal 
Saarland verfügbar.  
 
Als Datengrundlage für die Bewertung des Nitrat-
rückhaltevermögens wird von den Gutachtern die 
einschlägige landesweite- Bodenfunktionskarte im 
Ge6Portal herangezogen. Hinsichtlich der Ausfüh-
rungen in Kapitel 2.4.3.4 des Umweltberichtes ma-
chen wir darauf aufmerksam, dass im 
Kartenausschnitt der Abbildung 2.4-6 ausschließlich 
die klassifizierte Feldkapazität im durchwurzelbaren 
Bodenraum (FKWe) dargestellt ist. In die abschlie-
ßende Einstufung des Nitratrückhaltevermögens 
nach dem methodischen Verfahren des HLUG 
(1997) fließen neben der FKWe als Kennwert zur 
Wasserbindung jedoch noch weitere Faktoren (u.a. 
Einfluss von Staunässe, Mineralisierungspotenzial 
organischer Substrate) ein, die mit Zu- oder Ab-
schlägen zu berücksichtigen sind. Die entsprechen-
den bodenkundlichen Informationen sind aus der 
Beschreibung der Bodeneinheiten der BÜK 100 ab-
leitbar und darüber hinaus bereits regionalisiert als 
separate Layer im WMS-Dienst zum Nitratrückhal-
tevermögen abrufbar. Die abschließende Klassifizie-
rung des Nitratrückhaltevermögens der Böden im 
Plangebiet ist auf Grundlage der vollständigen Da-
ten, Methodendokumentation und Bewertungs-
matrix in der Fachanwendung Bodenschutz 
durchzuführen.  
 
Zur Vorbelastung und Eingriffsempfindlichkeit der 
überplanten Böden werden im Vorentwurf des 
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Umweltberichtes keine Aussagen getroffen. Als 
Grundlage für die Auswirkungsprognose ist im 
Rahmen der Umweltprüfung zum Bauleitplanver-
fahren zumindest eine Ersteinschätzung der stan-
dörtlichen Verdichtungsempfindlichkeit und der 
Erosionsanfälligkeit der Böden auf Grundlage der 
verfügbaren Punkt- und Flächendaten (Bodenkar-
ten, Bodenschätzung, Baugrunduntersuchungen) 
vorzunehmen.  
 
Die Auswirkungsprognose und Beurteilung des Kon-
fliktpotenzials der Planung für das Schutzgut Boden 
wird laut Darstellung in Kapitel 3.5 und 6.2 des 
Umweltberichtes im weiteren Bebauungsplanver-
fahren ergänzt. Die zur Anwendung kommende Me-
thode orientiert sich an einem bodenschutzfachlich 
anerkannten und bewährten Verfahren. Auch in 
diesem Kontext verweisen wir auf die Notwendig-
keit einer Bewertung der Lebensraumfunktion der 
Böden anhand des Biotopentwicklungspotenzials als 
Grundlage für eine umfängliche Konfliktbeurteilung 
und qualifizierte Abwägung der Belange des Boden-
schutzes. Bezüglich der. geplanten flächenscharfen 
Bilanzierung wird im Hinblick auf den Übersichts-
maßstab und die räumliche Auflösung der verfügba-
ren bodenkundlichen Daten aus der 
Landesaufnahme empfohlen, im Falle von Böden 
mit hoher oder sehr hoher Funktionsausprägung zu-
sätzlich die parzellenscharfen digitalen Flächenda-
ten der Bodenschätzung (GeoPortal) heranzuziehen. 
  
Ungeachtet der noch zu erfolgenden Bilanzierung 
wird der plan bedingte Konflikt für das Schutzgut 
Boden seitens der Gutachter aufgrund der Größen-
ordnung der Neuversiegelung als hoch eingestuft 
und sollte laut Darstellung im Umweltbericht mög-
lichst durch zusätzliche Kompensationsmaßnahmen 
auf ein höchstens mittleres Konfliktniveau abge-
senkt werden. Die im Planentwurf für den Gel-
tungsbereich festgesetzte Grundflächenzahl bleibt 
mit 0,75 hinter dem Orientierungswert des§ 17 Abs. 
1 BauNVO für Industriegebiete zurück, eine weiter-
gehende Überschreitung ist gern. § 19 Abs. 4 BauN-
VO ausgeschlossen. Weiterhin tragen die im 
Planentwurf gern.  
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB festgesetzten grünordneri-
schen Maßnahmen aufgrund ihrer multifunktiona-
len Wirkung in begrenztem Umfang zu einer 
Teilkompensation des Funktionsverlustes von Bö-
den innerhalb des Geltungsbereiches bei. Der kon-
zeptionelle Ansatz für die externen 
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Kompensationsmaßnahmen soll laut Planung eine 
Multifunktionalität von Flächen gewährleisten. Die 
Ausgleichsmaßnahmen werden dem Bebauungs-
plan erst im weiteren Verfahren zugeordnet. Wir 
machen darauf aufmerksam, dass der vollständige 
Verlust von Böden durch Überbauung und Versiege-
lung aus Sicht des Bodenschutzes nicht allein durch 
biotopverbessernde, sondern auch durch schutz-
gutspezifische Maßnahmen zur Aufwertung von 
Bodenfunktionen und nach Möglichkeit auch durch 
die Wiederherstellung von Bodenfunktionen durch 
Entsiegelung kompensiert werden sollte. Bei der 
Auswahl geeigneter Flächen sind die ökologischen 
Eigenschaften und Aufwertungspotenziale der kon-
kret betroffenen Böden zu berücksichtigen.  
 
Der durch das Vorhaben anfallende unbelastete 
Oberboden mit einem Gesamtvolumen von ca. 
200.000 m³ soll laut Planung zur Bodenverbesse-
rung auf landwirtschaftlich genutzten Flächen der 
Umgebung aufgebracht werden, so dass dem Gebot 
des § 202 BauGB vor Vernichtung oder Vergeudung 
Rechnung getragen wird. Laut Konzept zum Um-
gang mit Boden und Baugrund in Kapitel 5.4 der Be-
gründung zum Bebauungsplan (Fassung. zur 
Frühzeitigen Beteiligung vom 16.03.2022) wird die 
potenzielle Flächenkulisse für Bodenaufträge im 
Wege der zugehörigen vorhabenbezogenen Bau-
leitplanung verortet und im Durchführungsvertrag 
oder im anlagenbezogenen Zulassungsverfahren 
gern. § 10 BImSchG als Bodenschutzkonzept gern. 
DIN 19639 konkretisiert. Wir weisen darauf hin, 
dass das Bodenschutzkonzept nicht nur eine Veror-
tung der Auftragsflächen, sondern das gesamte zeit-
liche und räumliche Bodenmanagement zu 
beinhalten hat. Die bodenschutzrechtlichen und -
fachlichen Anforderungen sind im weiteren Verfah-
ren mit dem Fachbereich 2.2 im LUA abzustimmen.  
 
Die Einsetzung einer bodenkundlichen Baubeglei-
tung und die Erstellung eines Bodenschutzkonzep-
tes gemäß DIN 19639 sind als Empfehlung unter 
Punkt 9.1 in den textlichen Hinweisen des Bebau-
ungsplans aufgenommen. Aus Sicht des Landesam-
tes für Umwelt- und Arbeitsschutzes wird 
angeraten, den baubegleitenden Bodenschutz ver-
traglich abzusichern. 
 
8. LUFTREINHALTUNG 
 
Eine genaue Betriebsbeschreibung liegt den Gut-
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achtern und dem LUA noch nicht vor. Die Beurtei-
lung erfolgte von den Gutachtern nach den vorlie-
genden Informationen (nicht detailliert) und 
vergleichbaren Anlagen (,,aus allgemein zugängliche 
Veröffentlichungen").  
 
Zu den Störfallbelangen wurde eine Stellungnahme 
zum Bebauungsplanverfahren eines Sachverständi-
gen nach § 29b BImSchG (Jürgen Farsbotter, TÜV 
Nord Systems GmbH & Co. KG, mit Erstelldatum 
2021) erstellt.  
Das Fazit der Störfallprüfung auf Ebene Bauleitpla-
nung ergibt, dass in der geplanten Batteriezellferti-
gung (und vergleichbaren Anlagen) nach den 
vorliegenden Informationen in relevanten Mengen 
und Bedingungen nur Stoffe/Stoffgruppen  vor-
kommen, die einen angemessenen Abstand bis zu 
150 Meter im Sinne des Leitfaden KAS 18 erfordern. 
Die nächstgelegenen schutzbedürftigen Nutzungen 
sind weiter entfernt. Die auf diese Weise, also „oh-
ne Detailkenntnisse" ermittelten Abstände stellen 
generell Abschätzungen dar, die im Rahmen des 
nachgelagerten BImSchVerfahren durch bauliche 
und technische Detailausführung der Anlagen si-
chergestellt werden können. Die überschlägige Ab-
schätzung belegt die Raumverträglichkeit der 
Batteriezellfertigung hinsichtlich eines „Störfalles", 
da die notwendigen angemessenen Abstände zu 
angrenzenden schutzbedürftigen Nutzungen einge-
halten werden. Im Planentwurf wurden die ent-
sprechenden erforderlichen Festsetzungen gemäß§ 
1 Abs. 4 Satz 2 BauNVO i.V.m. § 9 BauGB getroffen. 
  
Bezüglich der Emissionen an Luftschadstoffen aus-
gehend von der geplanten Batteriezellfabrik wird als 
Hauptemittent die Energiezentrale angegeben.  
Zur Beurteilung der. Emissionen und Immissionen 
wurde eine orientierende Berechnung der SVolt 
Energiezentrale vorgelegt. (TÜV Nord Umweltschutz 
GmbH & Co. KG vom 11.03.2022; Auftrags-Nr. 
8000680421/222IPG016)  
Die Energiezentrale wird konservativ mit einer GuD 
Anlage mit einer Heizleitung von 150 MW berück-
sichtigt, geplant sind zurzeit 93 MW. Auch betrieb-
lich verursachte Emissionen durch den Kfz-Verkehr 
sind beurteilt worden. Weitere zu berücksichtigen-
de Emissionsquellen, die zu einer emissionsseitigen 
Relevanz führen können, sind nach den aktuell vor-
liegenden Kenntnissen den Gutachtern nicht be-
kannt.  
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Eine abschließende Beurteilung zur Zulässigkeit der 
zu realisierenden Anlagen betreffend der verursa-
chenden Stickstoff- und Säureeinträge mit Hinblick 
auf FFH Gebiete kann aufgrund aktuell nicht vorlie-
gender technischer Detailinformationen erst beim 
späteren immissionsschutzrechtlichen Verfahren 
beurteilt werden. (siehe Seite 200 der Begründung 
zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan der FIRU 
mbh vom 16.03.2022)  
 
Die Textliche Festsetzungen (Nr. 1.1.2.2) unter - 
nicht zulässige Nutzungen - sollten um die lfd. Nr. 
56 ergänzt werden:  
 
,, ... Ausnahme zu lfd. Nr. 37 und Nr. 56 ... "  
 
Die Nr. 56 der Abstandsliste des Abstanderlasses 
NRW 2007 bezieht sich auf Anlagen der Nr. 5.1 des 
Anhang 1 der 4. BImSchV, die nach hiesiger Ansicht 
bei dem Vorhaben zum Tragen kommen. 
 
9. LÄRMSCHUTZ 
 
Die schalltechnische Untersuchung zum vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan „Industriegebiet Linsler 
Feld" - Bericht-Nr.: P20-116/BPL-E1 der FIRU GF'I 
mbH Kaiserslautern vom 16. März 2022 ist hinsicht-
lich der Vorbelastungsermittlung zum Gewerbelärm 
nachvollziehbar durch Berechnung von flächenbe-
zogenen Schallleistungspegeln der bestehenden 
gewerblichen Flächen auf die maßgelblichen Immis-
sionsorte in der Nachbarschaft zu ergänzen und in 
die Gewerbelämkontingentierung des in Rede ste-
henden Bebauungsplanes einfließen zu lassen.  
Dabei ist die Annahme, dass im rechtskräftigen Ge-
werbegebiet Kunzelfelderhof kein Nachtbetrieb be-
stehe durch eine entsprechende Festlegung im 
Bebauungsplan Kunzelfelderhof nachzuweisen. 
 
10. NATURSCHUTZ 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behör-
den nach§ 4 Abs. 1 BauGB wurde u. a. bereits ein 
Umweltbericht (Vorentwurf, Stand _ 14.03.2022), 
eine FFHVerträglichkeitsstudie (Stand 14.03.2022) 
und eine Tierökologische Untersuchung (Stand Ja-
nuar 2022) eingereicht, welche nach Aussage des 
Gutachters im weiteren Verfahren ergänzt werden 
sollen. 
 
Hinsichtlich des erforderlichen Umfangs und des 
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Detaillierungsgrades der Umweltprüfung gemäß § 2 
Abs. 4 BauGB (Umweltbericht nach Anlage 1 zum 
BauGB) wird aus naturschutzfachlicher Sicht nach 
Prüfung der v. g. Unterlagen wie folgt Stellung ge-
nommen:  
 
10.1 Lage innerhalb der Landschaftsschutzgebiete L 
3.10.43 und L 3.10.40  
 
Das Plangebiet liegt innerhalb der Landschafts-
schutzgebiete L 3.10.43 und L 3.10.40 (Verordnung 
über die Landschaftsschutzgebiete im Landkreis 
Saarlouis vom 3 1. März 1977). Der Bebauungsplan 
kann nur dann als Satzung beschlossen werden, 
wenn vorab eine Ausgliederung des Plangebietes 
aus den LSGs durch die Oberste Naturschutzbehör-
de (Ministerium für Umwelt, Klima, Mobilität, Agrar 
und Verbraucherschutz) erfolgt ist. Daher sind alle 
weiteren inhaltlichen Ausführungen unter Vorbe-
halt dieses Verfahrens zu sehen. 
 
10.2 Betroffenheit von FFH-Gebiete - Verträglich-
keitsprüfung gern. § 34 BNatSchG  
 
Aufgrund der Lage des Plangebietes in unmittelba-
rer Nachbarschaft zu dem FFH- und Vogelschutzge-
biet 6706-301 „Warndt" sowie in der Nähe zu dem 
FFH-Gebiet 6706-307 „NSG Eulenmüh-
le/Welschwies" ist im Rahmen des Bauleitplanver-
fahrens die Verträglichkeit des geplanten 
Vorhabens mit den Erhaltungszielen der Natu-
ra2000 - Gebiete nachzuweisen.  
 
Zum Schutz störempfindlicher Arten (wie z. B. Grau-
specht, Schwarzspecht, Mittelspecht), welche als 
wertbestimmte Arten des Vogelschutzgebietes 
„Warndt" gelistet und im näheren Umfeld des Vor-
habenstandortes nachgewiesen wurden, muss ge-
mäß den Angaben der FFH-Verträglichkeitsstudie 
durch die Festsetzung von Lärmkontingenten inner-
halb des Bebauungsplanes sichergestellt werden, 
dass an der Gebietsgrenze zum FFH- und Vogel-
schutzgebiet „Warndt" ein Schallpegel von 58 dB(A) 
tags und 47 dB(A) nachts nicht überschritten wird.  
Das derzeit unter Nr. 1.1.4.1 bauplanungsrechtlich 
festgesetzte Lärmkontingent von 62 dB(A)/m2, LEK 
Tag gewährleistet gern. der vorliegenden schall-
technischen Untersuchung (58 dB(A) Isophonen) 
keine Einhaltung eines Schallpegels von 58 dB(A) an 
der FFH-Schutzgebietsgrenze. Gemäß der vorlie-
genden Untersuchung wirken bei dem  festgesetz-
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ten Lärmkontingent tagsüber teilweise 60 - 58 dB(A) 
bis zu 70 Meter in das FFH-Gebiet „Warndt" ein. 
Demnach sollte für den Nachweis der FFH-
Verträglichkeit nach derzeitigem Kenntnisstand 
entweder die entsprechende Lärmkontingentierung 
angepasst oder weitere Maßnahmen zur Vermei-
dung der Schallausbreitung festgesetzt werden. 
 
Aufgrund der im Bereich des Plangebietes vorlie-
genden Hintergrundbelastung durch Stickstoff- und 
Säureeinträge wurde im Rahmen eines Luftschad-
stoffgutachtens die Annahme getroffen, dass die 
Critical Loads der in den FFH-Gebieten in räum-
lichfunktionaler Zuordnung zum Plangebiet maß-
geblichen Lebensraumtypen bereits durch die 
Hintergrundbelastung erreicht oder überschritten 
werden. Folglich wurde festgelegt, dass die Ab-
schneidekriterien (für Stickstoffeinträge 0,3 kg 
N7(ha*a), für Säureeinträge 24 eq/ha*a) im Bereich 
der nächstgelegenen nährstoffempfindlichen Le-
bensraumtypen nicht überschritten werden dürfen. 
 
Demnach sollte im Bebauungsplan festgesetzt wer-
den, dass ausschließlich BImSchAnlagen errichtet 
werden dürfen, welche die entsprechenden Anfor-
derungen hinsichtlich der Abschneidekriterien bei 
Stickstoff- und Säureeinträgen einhalten können. 
 
10.3 Eingriffsregelung und Kompensationsmaß-
nahmen  
 
Unter Berücksichtigung der §§ 18 Abs. 1 und 14 bis 
17 BNatSchG i.V.m. § 1a Abs. 3 BauGB ist im Bau-
leitplanverfahren über die Belange des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege in der Abwägung (§§ 
1 und 1a BauGB) zu entscheiden. Der Ausgleich hat 
über geeignete Darstellungen nach § 5 BauGB als 
Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich zu erfol-
gen. Die Ausgleichsflächen sollten nach § S Abs. 2a 
BauGB den zu erwartenden Eingriffen zugeordnet 
werden.  
 
Im Rahmen der hier vorliegenden vorläufigen Ein-
griffs- / Ausgleichsbilanzierung wurde bei der Be-
wertung der Planung für die Erfassungseinheit „GI" 
eine GRZ von 0,7 (70 % versiegelt und 30 % nicht 
überbaubar/gärtnerisch angelegt) herangezogen. 
Gemäß dem vorliegenden Bebauungsplan-
Vorentwurf ist die GRZ mit 0,75 festgesetzt. Dieser 
Sachverhalt sollte im weiteren Verfahren überprüft 
und die Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung entspre-

mailto:firu-kl1@firu-mbh.de


Anlage  
Behörden / TÖB 

1. Teiländerung des Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Überherrn – Änderungsbereich „Linsler Feld“ 

Seite 25 von 72 

Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB sowie der 
Nachbargemeinden gem. § 2 Abs. 2 BauGB 

Beteiligung mit Schreiben vom 06.04.2022  Frist zur Stellungnahme bis 09.05.2022 
Stellungnahme:  Ergebnis der Überprüfung: 

  

Auftraggeber: 
Bearbeitung: 

Gemeinde Überherrn, Rathausstraße 101, 66802 Überherrn 
FIRU mbH, Bahnhofsstraße 22, 67655 Kaiserslautern 
Tel.: 06 31 / 3 62 45-0 ● Fax: 06 31 / 3 62 45-99 ● E-Mail: firu-kl1@firu-mbh.de 

 

Bearbeitungsstand: Abwägung des Vorentwurfs                        05.07.2022 

chend angepasst werden.  
 
Bei einer Inanspruchnahme von planfestgestellten 
Ausgleichsmaßnahmen (B 269neu) oder Aus-
gleichsmaßnahmen zum Bebauungsplan „Solarpark 
Linslerhof, Überherrn" (z. B. Sichtschutzpflanzung) 
ist als Ansatz in der Bestandserfassung der Planwert 
des entsprechenden Entwicklungsziels der jeweili-
gen Ausgleichsmaßnahmen, unter Beachtung der 
individuellen Entwicklungszeit, heranzuziehen. 
 
Das im Rahmen der vorläufigen Eingriffs-/ Aus-
gleichsbilanzierung ermittelte Kompensationsdefizit 
von ca. 5 Mio. ÖW soll durch externe Ausgleichs-
maßnahmen kompensiert werden.  
 
Es wird empfohlen die im „Leitfaden Eingriffsbewer-
tung" (MUEV 2001) beschriebenen Methoden zur 
Ermittlung von Art und Umfang der externen Aus-
gleichsmaßnahmen heranzuziehen.  
Die im Zuge der späteren Bauleitplanung notwendi-
ge Sicherung (Flächenverfügbarkeit und Vollzug) der 
externen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sollte 
bei der Flächenauswahl berücksichtigt werden.  
 
10.4 Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP)  
Gemäß den vorliegenden Unterlagen (Tierökologi-
sche Untersuchungen, Stand Januar 2022) ist im 
Planbereich und in unmittelbarer Umgebung u. a. 
das Vorkommen besonders/streng geschützter so-
wie charakteristischer Tierarten des FFH- und Vo-
gelschutzgebietes „Warndt", wie z. B. Wildkatze, 
Grauspecht, Schwarzspecht, Großer· Abendsegler, 
Breitflügelfledermaus, Haselmaus usw. belegt.  
Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens ist die Betrof-
fenheit von planungsrelevanten Arten sowie die Re-
gelungen zum Artenschutz in einer speziellen 
artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) gern. §§ 44 ff 
BNatSchG zu überprüfen und zu beurteilen. Im 
Rahmen der saP ist die mögliche Erfüllung der Zu-
griffsverbote gern. § 44 Abs. 1 BNatSchG durch das 
geplante Vorhaben (bau-, betriebs-, und anlagen-
bedingt) zu beschreiben und zu bewerten. Durch 
die konkrete Planung und Festsetzung geeigneter 
Artenschutzmaßnahmen, wie z. B. Vermeidungs- 
und vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-
Maßnahmen) ist sicherzustellen, dass keine Ver-
botstatbestände im Sinne der §§ 19 und 44 
BNatSchG durch das Vorhaben erfüllt werden.  
Laut gutachterlicher Aussage werden die arten-
schutzrechtlichen Belange von planungsrelevanten 
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Arten gern. § 44 BNatSchG in einer separaten Un-
terlage beurteilt, welche bisher nicht vorliegt.  
 
Bereits im Bebauungsplanverfahren zum Solarpark 
„Linslerhof' wurde die umzäunte Solarparkfläche 
gutachterlich als Wanderbarriere für Groß - und 
Mittelsäuger bewertet und zum Er�alt des erforder-
lichen Wanderkorridores entsprechende Maßnah-
men wie z.B. Zaundurchlässe für Klein- und 
Mittelsäuger festgeschrieben. Zudem wurde das 
vorhandene Waldgebiet im Bereich des „Faule-
bach", welches im Rahmen der hier geplanten Stra-
ßenumverlegung der L 168 Eingriffe erfahren wird, 
als Wanderkorridor und zur Aufrechterhaltung des 
Biotopverbundes als bedeutsam erklärt und zum 
Erhalt festgesetzt.  
 
Mit der Umsetzung des hier vorliegenden vorha-
benbezogenen Bebauungsplans und der dadurch 
prognostizierten Erhöhung des Verkehrsaufkom-
mens (gemäß Verkehrsgutachten erfolgt eine Ver-
kehrszunahme auf Teilabschnitten der L 168 von bis 
zu 180 %) treten zusätzliche Barrierewirkungen und 
Zerschneidungen von Wanderkorridoren und Le-
bensräumen zwischen dem FFH- und Vogelschutz-
gebiet „Warndt" und den nördlich des „Linsler 
Feldes" gelegenen Lebensräumen ein. Diese Wir-
kungen sind zu untersuchen und entsprechende 
(vorgezogene) Artenschutzmaßnahmen zur Herstel-
lung/Erhalt adäquater Wanderkorridore für Wildtie-
re konkret und funktionsfähig zu planen und im 
Bebauungsplan festzusetzen. Diese Maßnahmen 
sind insbesondere an die Anforderungen der Wild-
katze (Felis silvestris, FFH-Anhang IV mit Kernle-
bensraum im „Warndt") anzupassen und so zu 
planen, dass eine Durchwanderbarkeit bereits 
während der Durchführung der Baumaßnahme ge-
währleistet bleibt.  
Die Eignung der unter Nr. 13.6 „Querung der L 
168neu im Bereich des Faulebachs mit Kleintier-
durchlass" und Nr. 16.1.4 „PF 4 - Bepflanzung Sicht-
schutzwall" festgesetzten Maßnahmen sind aus 
naturschutzfachlicher Sicht nicht nachvollziehbar.  
 
Zudem wird aus natur- und artenschutzfachlicher 
Sicht dringend empfohlen eine ökologische Baube-
gleitung zur Überwachung der natur- und arten-
schutzrechtlichen Vorgaben vor und während der 
Baumaßnahme zu bestellen.  
 
10.5 Prüfung von Lebensräumen und Arten im Sinne 
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des § 19 BNatSchG / Umweltschadensgesetz  
 
Gern. § 19 BNatSchG (umgesetztes Umweltscha-
densgesetz - in Kraft seit 14.11.07) sind Angaben zu 
möglichen Biodiversitätsschäden zu machen. § 19 
BNatSchG regelt die Haftung für Schäden, durch 
nachteilige Auswirkungen auf Tier- / Pflanzenarten 
(nach den Anhängen II und IV der FFH-RL und nach 
Art. 4 Abs. 2 und Anhang I der Vogelschutzrichtlinie) 
und Lebensräume (Lebensräume der vorgenannten 
Arten, Lebensräume nach Anhang I der FFH-RL so-
wie Fortpflanzungs- und Ruhestätten der  Anhang 
IV-Arten der FFH-RL), die nach EU-Recht geschützt 
sind und zwar innerhalb und außerhalb von FFH- 
und Vogelschutzgebieten.  
Die Verantwortlichen werden nur dann von der Haf-
tung für Schäden freigestellt, wenn die Auswirkun-
gen des Vorhabens auf die geschützten Arten und 
Lebensräume ermittelt und die erforderlichen Ver-
meidungs- und Ausgleichsmaßnahmen verbindlich 
im Bebauungsplan festgesetzt wurden.  
Die entsprechenden Maßnahmen müssen vor der 
Beeinträchtigung von Arten oder Lebensräume 
wirksam werden können. Daher sollte spätestens 
bei der Anhörung der Träger öffentlicher Belange 
nach § 4 Abs. 2 BauGB (Anhörung im Rahmen des 
Verfahrens zur Vorzugsvariante) geklärt sein, ob 
vorgezogene funktionale Ausgleichs bzw. Kohä-
renzmaßnahmen erforderlich sowie möglich sind 
und im Vorfeld durchgeführt werden können.  
 
10.6 Auswirkungen auf gesetzlich geschützte Bioto-
pe gern. § 30 BNatSchG i. V. m. § 22 SNG und FFH-
Lebensraumtypen  
 
Geschützte Biotope gemäß § 30 BNatSchG sind im 
Zuge der Bestandserfassung der Vegetation im Wir-
kungsraum des geplanten Vorhabens zu erfassen 
und zu beurteilen: Hierbei sollten insbesondere 
grundwassersensible geschützte Biotopflächen im 
Bereich betriebsbedingter Grundwasserabsenkun-
gen untersucht und die ggfs. mit der Grundwasser-
absenkung einhergehenden ökologischen 
Veränderungen nachvollziehbar bewertet werden. 
Eine aktuelle Bestandserfassung der Lebensraumty-
pen und gesetzlich geschützten Biotope im Einwirk-
bereich der Grundwasserabsenkungen ist nicht nur 
zur Beurteilung des IST-Zustandes erforderlich, son-
dern auch, um im Falle einer Realisierung des ge-
planten Vorhabens im Rahmen eines Monitoring-
programms die tatsächliche Entwicklung der be-
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troffenen Lebensraumtypen und Biotope untersu-
chen zu können. Es wird empfohlen ein entspre-
chendes Monitoringprogramm im Bebauungsplan 
verbindlich festzusetzen.  
 
Grundsätzlich ist auf eine Inanspruchnahme von 
gern. § 30 BNatSchG geschützten Biotopen für 
Pflanzmaßnahmen (z. B. Überplanung von Sandra-
sen im Bereich der Anschlussstelle B 269 mit den 
Pflanzmaßnahmen PF1 und MF1) zu verzichten und 
die Flächen stattdessen zum Erhalt festzusetzen.  
 
10.7 UVPG  
 
Die für das geplante Vorhaben erforderliche Um-
weltverträglichkeitsprüfung bzw. die allgemeine 
Vorprüfung des Einzelfalls gern. UVPG i. V. m. 
SUVPG soll laut gutachterlicher Aussage als geson-
derter Teil im Umweltbericht dargelegt werden. Im 
derzeit vorliegenden Vorentwurf des Umweltbe-
richts zum Bebauungsplan bzw. zum FNP ist die je-
weilige Prüfung nicht ersichtlich dargelegt und 
sollte entsprechend ergänzt werden. 
  
10.8 Kumulierende Wirkung  
In dem vorzulegenden UVP-Bericht sowie der FFH-
Verträglichkeitsprüfung sind die Umweltauswirkun-
gen von kumulierenden Vorhaben als Vorbelastun-
gen auf den Planungsraum zu berücksichtigen. 
Dabei sind auch ggf. grenzüberschreitende Projekte 
und Pläne zu prüfen. 

2.  Ministerium für Inneres, Bauen und Sport – Obers-
te Landesbaubehörde 
Schreiben vom 14.06.2022: 
 
die Planung umfasst die Ansiedlung eines Batterie-
zellwerks zur Herstellung von zu Modulen zusam-
mengesetzten Batteriezellen inklusive der für den 
Produktionsprozess benötigten und erforderlichen 
technischen Nebengebäude zur Energieerzeugung, 
zur Lagerung von chemischen Prozessstoffen, zur 
Endproduktlagerung sowie zur Wasserhaltung in 
den Bereichen Niederschlagswasser, Abwasser und 
Trinkwasser. Die technischen Anlagenbestandteile 
werden ergänzt um zusätzliche Nebengebäude, die 
Büro- und Sozialnutzungen (Umkleiden, Kantinen) 
dienen sowie die für An- und Ablieferungsvorgänge 
erforderlichen Flächen und den Mitarbeitern und 
Kunden dienenden Stellplatzanlagen. Unmittelbar 
durch das Ansiedlungsvorhaben ausgelöst und be-
dingt werden die Verlegung der Landesstraßen L168 

 Konsequenz:  
Keine Planänderung 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
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und L279 sowie die Verlegung der Trinkwasser-
haupttransportleitung. 
 
Für das geplante Vorhaben ist eine Änderung des 
Flächennutzungsplans und die Aufstellung eines 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans mit einer Ge-
samtfläche von ca. 98 ha erforderlich.  
 
Nach den Bestimmungen des § 1 Abs. 4 BauGB sind 
die kommunalen Bauleitpläne an die Ziele der 
Raumordnung anzupassen. Diese sind für das Saar-
land im Landesentwicklungsplan, Teilabschnitte 
„Siedlung" und „Umwelt" festgelegt.  
 
Der in Rede stehende Bereich ist Teil eines gemäß 
LEP „Umwelt" festgelegten Vorranggebietes für 
Landwirtschaft (VL).  
 
Gemäß Textziffer 51 geht in Vorranggebieten für 
Landwirtschaft (VL) die landwirtschaftliche Nutzung 
allen anderen Nutzungen vor. Sie dienen gemäß 
Textziffer 55 der Sicherung hochwertiger Standorte 
für die regionale Nahrungsproduktion bzw. der Er-
haltung der Flächengrundlage der entwicklungsfä-
higen Betriebe zur Sicherung der saarländischen 
Agrarstruktur. 
 
Grundlage der VL sind Gebiete, die im Rahmen der 
Agrarstrukturellen Entwicklungsplanung erhoben 
wurden. Sie umfassen Flächen, die entweder auf-
grund ihrer natürlichen Fruchtbarkeit von hervorra-
gender Bedeutung für die Nahrungsmittelerzeugung 
sind (ebene Flächen mit Bodenwerten über 50 Bo-
denpunkte) oder die aufgrund ihrer hofnahen Lage 
und Flächenstruktur für entwicklungsfähige, land-
wirtschaftliche Betriebe existenzbegründend sind.  
 
Die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Vorrang-
gebiete für Zwecke der Siedlungstätigkeit (Wohnen, 
Industrie und Gewerbe, Dienstleistungen sowie 
Freizeitvorhaben) ist unzulässig.  
 
Die geplante Maßnahme widerspricht damit dem 
landesplanerischen Ziel des LEP „Umwelt" und steht 
im Widerspruch zu § 1 Abs. 4 BauGB.  
 
Da damit die Umsetzung des Vorhabens letztlich 
nicht möglich wäre, hat die Gemeinde Überherrn 
mit Schreiben vom 17. März 2022, Az.: IV a / sch-do 
bei der Landesplanungsbehörde im Ministerium für 
Inneres, Bauen und Sport den Antrag auf Durchfüh-

 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
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rung eines Zielabweichungsverfahrens (ZAV) gemäß 
§ 6 Abs. 2 Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. De-
zember 2008 (BGBl. I S. 2986), zuletzt geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 
(BGBl. I S. 2694) i.V.m. § 5 Abs. 1 Saarländisches 
Landesplanungsgesetz (SLPG) vom 18. November 
2010 (Amtsbl. I S. 2599), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 92 des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 
(Amtsbl. I S. 2629) gestellt.  
 
Die Landesplanungsbehörde hat auf v.g. Antrag hin 
das Zielabweichungsverfahren eingeleitet und die 
am Verfahren Beteiligten um fachliche Stellung-
nahme bis zum 31. Mail 2022 gebeten.  
 
Im Rahmen des Zielabweichungsverfahrens ist zu 
prüfen, ob eine Abweichung von den Zielen der 
Raumordnung unter raumordnerischen Gesichts-
punkten vertretbar ist und die Grundzüge der Pla-
nung nicht berührt werden. 
 
Die Entscheidung darüber, ob von der landesplane-
rischen Vorrangfestlegung für Landwirtschaft (VL) 
für die vorgelegte Planung abgewichen werden 
kann, trifft die Landesplanungsbehörde nach Aus-
wertung der eingegangenen Stellungnahmen.  
 
Das Vorhaben liegt darüber hinaus innerhalb eines 
Vorranggebietes für Grundwasserschutz (VW).  
 
Ziel 56 des LEP „Umwelt" legt fest, dass VW als 
Wasserschutzgebiete festzusetzen sind. In VW ist 
das Grundwasser im Interesse der öffentlichen 
Wasserversorgung vor nachteiligen Einwirkungen zu 
schützen. Eingriffe in Deckschichten sind zu vermei-
den. Soweit nachteilige Einwirkungen durch unab-
weisbare Bau- und Infrastrukturmaßnahmen zu 
befürchten sind, für die keine vertretbaren Stand-
ortalternativen bestehen, ist durch Auflagen sicher-
zustellen, dass eine Beeinträchtigung der Trink-
wasserversorgung nicht eintritt. Die Förderung von 
Grundwasser ist unter Berücksichtigung einer nach-
haltigen Nutzung auf das notwendige Maß zu be-
schränken, d.h. die Entnahme des Wassers soll an 
der Regenerationsfähigkeit ausgerichtet werden. 
Der Nutzwasserbedarf der gewerblichen Wirtschaft 
soll daher nach Möglichkeit aus Oberflächenwasser 
und nicht aus Grundwasser gedeckt werden. Seitens 
der Wirtschaft sind vermehrt Anstrengungen zu un-
ternehmen, Brauchwasser wieder aufzuarbeiten 
und dem Wirtschaftskreislauf zuzuführen. VW sind 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
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räumliche Maßnahmenschwerpunkte für die Er-
schließung und Sicherung von Grundwasser (Ziel 
57). Zur Sicherung der Wasservorkommen dürfen 
somit keine Maßnahmen ergriffen werden, die zu 
einer wesentlichen Beeinträchtigung der Quantität 
und Qualität des Grundwassers führen. Der Grund-
wasserschutz muss grundsätzlich Vorrang vor ande-
ren Nutzungen haben. 
 
Ebenso befinden sich südlich angrenzend an den 
geplanten Standort in Überherrn und nordöstlich in 
einer Entfernung von etwa 1 km Luftlinie zwei Vor-
ranggebiete für Naturschutz (VN). 
 
Gemäß Ziel 44 kommt in den Vorranggebieten für 
Naturschutz der Entwicklung des Naturhaushalts im 
Hinblick auf die Funktionsfähigkeit der Ökosysteme 
in ihrer typischen Struktur und Vielfalt mit der cha-
rakteristischen Ausprägung der abiotischen Natur-
güter und der typischen Ausstattung mit Tier- und 
Pflanzenarten ein Vorrang vor anderen Nutzungsan-
sprüchen zu. Alle diesen Zielsetzungen zuwiderlau-
fende Flächennutzungen, insbesondere die Inan-
spruchnahme für Wohn-, Gewerbe- oder Freizeit-
bebauung, sind nicht zulässig. 
 
Das zur Planung vorgesehene Vorhaben wurde im 
Vorfeld zur vorliegenden Bauleitplanung sowie zum 
Zielabweichungsverfahren von den zuständigen 
Stellen in seinen Auswirkungen auf das v.g. VW so-
wie die benachbarten VN mit Blick auf überörtliche 
Planungsbelange geprüft und als verträglich bewer-
tet bzw. ist durch technische und planerische Maß-
nahmen auf der Ebene der Bauleitplanung bzw. der 
konkreten Genehmigungsebene gestaltbar. 
 
Da das Verfahren noch nicht abgeschlossen ist und 
damit nicht klar ist, ob die Planung im Einklang mit 
den Zielen der Raumordnung steht, kann zum jetzi-
gen Zeitpunkt keine belastbare Stellungnahme aus 
Sicht der Landesplanung erfolgen.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass es aus hiesiger 
Sicht sinnvoller gewesen wäre, das Ergebnis des v.g. 
Zielabweichungsverfahrens abzuwarten, bevor die 
Beteiligungsschritte der Bauleitplanverfahren einge-
leitet werden, zumal davon auszugehen ist, dass im 
Raumordnerischen Entscheid des Zielabweichungs-
verfahrens Maßgaben formuliert werden, die gera-
de für die Ebene der Bauleitplanung von erheblicher 
Bedeutung sind.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
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Die erforderlichen externen Kompensations-
maßnahmen bitte ich vor der Beteiligung ge-
mäß § 4 Abs. 2 BauGB im Hinblick auf 
möglicherweise entgegenstehende Ziele der 
Raumordnung mit uns abzustimmen. 

 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
Kein Beschluss erforderlich. 

3.  Amprion GmbH 
Schreiben vom 29.04.2022: 
 
der Geltungsbereich der o. g. Bauleitplanungen, wie 
in den Festsetzungskarten im Maßstab 1 : 10000 
vom 16.03.2022 (FNP-Änderung) bzw. 1 : 2500 vom 
16.03.2022 (Bebauungsplan) dargestellt, liegt in ei-
nem Abstand von mindestens 100 m östlich zur ört-
lich vorhandenen Leitungsmittellinie der im Betreff 
genannten Höchstspannungsfreileitung von Ampri-
on und somit außerhalb des durch beschränkte per-
sönliche Dienstbarkeiten grundbuchlich gesicherten 
Leitungsschutzstreifens. 
 
Gegen die mit der Bauleitplanung verbundene Aus-
weisung von Gewerbe- und Industriebereichen in 
einem Abstand von mindestens 360 m zur Leitung 
(nächstgelegenes Baufenster) haben wir keine Be-
denken. 
 
Wir bitten Sie, uns weiterhin am Verfahren zu betei-
ligen und ggfs. erforderliche externe Ausgleichs-
maßnahmen abzustimmen. 

 Konsequenz:  
Keine Planänderung 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
Beschlussvorschlag: 
Kein Beschluss erforderlich. 
 

4.  Arbeitskammer des Saarlandes 
Schreiben vom 06.05.2022: 
 
die Arbeitskammer bedankt sich für die Möglichkeit 
im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung zur 1. Tei-
länderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde 
Überherrn sowie den Vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Stellung zu nehmen und nimmt gerne die 
Gelegenheit wahr. Die Arbeitskammer äußert sich 
wie folgt: 
 
Die Ansiedlung einer Batteriezellfertigung im Saar-
land stellt einen Meilenstein für den Umbau der 
saarländischen Industrie dar. Die Chancen, die sich 
für die Wirtschaft und Beschäftigung im Saarland 
ergeben, müssen genutzt werden. Die vorgelegte, 
umfangreiche Begründung für den Bebauungsplan 
„Linsler Feld" fasst die relevanten Punkte inhaltlich 
fundiert zusammen und stellt deutlich heraus, dass 
einer Ansiedlung einer Batteriezellfertigung aus den 
betrachteten Gesichtspunkten nichts entge-

 Konsequenz:  
Keine Planänderung 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
Beschlussvorschlag: 
Kein Beschluss erforderlich. 
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gensteht oder durch Ausgleichsmaßnahmen kom-
pensiert werden kann. Die Arbeitskammer sieht 
hier von einer detaillierten Kommentierung einzel-
ner Maßnahmen und bautechnischen Varianten ab 
und adressiert nur folgende Punkte: 
 
• Die wirtschaftliche Entwicklung, gerade in der 

von Strukturwandel und großen Transformati-
onsprozessen geprägten Region, ist für das Saar-
land von großer Bedeutung. So stellt die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze und eine Diversifi-
zierung der Wirtschaftsstruktur im Land eine 
große, aber auch besonders wichtige Herausfor-
derung dar. Dabei müssen sowohl wirtschaftli-
che, soziale als auch ökologische Interessen im 
Blick behalten werden. 

• Die wirtschaftliche und gesellschaftliche Bedeu-
tung ist bei der Bewertung maßgeblich zu be-
trachten. Die Ansiedlung von Betrieben in der für 
die Automobilindustrie bedeutenden Elektromo-
bilitätsbranche fördert nicht nur den Struktur-
wandel, sondern wirkt auf den lokalen wie 
regionalen Arbeitsmarkt sowie die kommunalen 
Finanzen stabilisierend. Durch die Ansiedlung des 
Vorhabens können laut Angaben des Unterneh-
mens bis zu 2.000 Arbeitsplätze entstehen. Somit 
wird im Bereich der Automobilbranche sowie der 
Forschung und Entwicklung durch die Ansiedlung 
des Vorhabens ein Impuls für eine strategische 
Flächenentwicklung innerhalb der Region und 
des Landes hin zu einem stabilen und zukunftsfä-
higen Wirtschaftsstandort gesetzt. 

• Die Arbeitskammer plädiert dafür, alle notwendi-
gen Maßnahmen zu ergreifen, um den Standort 
für die Ansiedlung einer Batteriezellfertigung zu 
ermöglichen, sofern die umweltrechtlichen Pla-
nungsvorgaben eingehalten werden, Ausgleichs-
flächen realisiert und Wasserschutzmaßnamen 
ergriffen werden. Bei nachdrücklicher Verfolgung 
des vom Vorhabenträger genannten Nachhaltig-
keitsansatzes sollten entsprechende Maßnahmen 
umgesetzt werden. 

• Von herausragender Bedeutung für die Men-
schen ist dabei die Qualität der neu entstehen-
den Arbeitsplätze. Sie müssen dank einer starken 
Mitbestimmung, getragen von Betriebsräten und 
ihren Gewerkschaften, gute Arbeitsbedingungen 
und über die Tarifbindung gute Entlohnung brin-
gen. Gute Arbeit muss als Richtschnur für Neuan-
siedlungen dienen. Etwa Tariflöhne, gute 
Arbeitsbedingungen, sichere Arbeit sowie Mitbe-
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stimmung in den Betrieben sollten bei Neuan-
siedlungen genauso wie ökologische und ökono-
mische Interessen in den Entscheidungen 
Berücksichtigung finden. 

• Hinsichtlich des Mobilitäts- und Logistikkonzepts 
sollten auch Anschlüsse für Schienengüterver-
kehre sowie eine Anbindung an den öffentlichen 
Personennahverkehr mit Vorrang in Betracht ge-
zogen werden. 

 
Nach Meinung der Arbeitskammer stellt die Ansied-
lung einer Batteriezellfabrikation auf dem „Linsler 
Feld" richtige Weichen für einen umfassenden 
Strukturwandel. Industrieansiedlungen kommt eine 
besondere Bedeutung zu. Sie sind elementarer Be-
standteil eines erfolgreichen Strukturwandels. Ein 
Scheitern des Ansiedlungsvorhabens hätte eine 
deutliche negative Signalwirkung auch für andere 
Unternehmen und würde damit die Zukunft des vor 
enormen Herausforderungen stehenden saarländi-
schen Industriestandortes und der davon abhängi-
gen Arbeitsplätze gefährden. Es braucht neben der 
Berücksichtigung ökologischer Belange bei der Er-
richtung auch eine Berücksichtigung der sozialen 
und ökonomischen Rahmenbedingungen im Sinne 
Guter Arbeit bei der Ansiedlung von Gewerbe- und 
Industriebetrieben. Es bedarf dabei eines ganzheit-
lichen Ansatzes, um den Anforderungen des Struk-
tur- und Klimawandels zu begegnen und die daraus 
entstehenden Chancen zu nutzen. 

5.  Bundesnetzagentur 
Schreiben vom 29.04.2022: 
 
bitte beteiligen Sie die Bauleitplanung der Bundes-
netzagentur (Referat 226 in Berlin) zukünftig per 
E‐Mail. Benutzen Sie dafür folgende E‐Mail‐Adresse: 
226.Postfach@BNetzA.de 
 
Füllen Sie bitte zusätzlich unser Formular im Anhang 
aus. 
 
Sie bekommen bei jeder Anfrage an dieses 
E‐Mail‐Postfach eine Eingangsbestätigung. Eine 
E‐Mail genügt als Anschreiben. Eine separate Datei 
ist nicht notwendig. Eingehende E‐Mails haben eine 
Kapazitätsgrenze von 20 MB/Mail. 
 
Benutzen Sie, falls erforderlich, für Ihre digitalen 
Anschreiben bitte folgende Adresse: 
 
Bundesnetzagentur 

 Konsequenz:  
Keine Planänderung 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
Beschlussvorschlag: 
Kein Beschluss erforderlich. 
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Referat 226 
Fehrbelliner Platz 3 
10707 Berlin 
 
Beachten Sie bitte für Ihr geplantes Vorhaben auch 
die Hinweise auf unserer Internetseite 
www.bundesnetzagentur.de/bauleitplanung.  

6.  CREOS Deutschland GmbH 
Schreiben vom 09.05.2022: 
 

Sparte Betroffene 
Versorgungsanlagen 

Schutzstreifen 

GAS ÜBERHERRN (ab 
Kiesgrube Hector), 
DN 150 

4,0 m 

GAS Planung RW6104 A. 
Überherrn, DN 150 

4,0 m 

 
Ihre Maßnahme tangiert die oben genannten Lei-
tungen und Anlagen unseres Unternehmens. Diese 
sind durch einen definierten Schutzstreifen gesi-
chert. Die Gesamtbreite des jeweiligen Schutzstrei-
fens ist obenstehender Auflistung zu entnehmen. 
Die Außengrenzen des Schutzstreifens werden be-
stimmt durch die Lage der jeweiligen Leitung, deren 
Achse grundsätzlich unter der Mittellinie des 
Schutzstreifens liegt. Der Verlauf der Leitungen ist 
in den beigefügten Planunterlagen dargestellt. 
 
Bezüglich notwendiger Sicherungs- bzw. Ände-
rungsmaßnahmen und technischer Ausführungen 
an unseren Anlagen, bitten wir Sie die folgenden 
Hinweise zu beachten: 
 
Bei Ihrer Planung und Bauausführung beachten Sie 
bitte die beiliegende „Anweisung zum Schutz von 
Gashochdruckleitungen“ der Creos Deutschland 
GmbH in der jeweilig gültigen Fassung. Bei allen Tä-
tigkeiten ist immer der sichere und störungsfreie 
Betrieb unserer Anlagen zu gewährleisten. 
 
Im Bereich des Schutzstreifens unserer Gashoch-
druckleitungen sind Baumaßnahmen grundsätzlich 
nicht zulässig. Bei Kreuzungen und Parallelführun-
gen von Ver- und Entsorgungsleitungen ist vor Bau-
beginn eine detaillierte technische Abstimmung mit 
uns vorzunehmen. 
 
Besonders zu beachten ist, dass zur Sicherheit der 
Gasversorgung und um eine Gefährdung auf der 
Baustelle auszuschließen, im Schutzstreifenbereich 
der Gashochdruckleitungen Arbeiten nur nach vor-
heriger Einweisung durch einen Beauftragten der 
Creos Deutschland GmbH ausgeführt werden dür-

 Konsequenz:  
Die Planzeichnung der 1. Teiländerung des Flächen-
nutzungsplanes wird um die geplante Gasleitung 
„Planung RW6104 A. Überherrn, DN 150“ nebst 
Schutzstreifen von beidseitig 2,0 m, insgesamt 4,0 m 
ergänzt. 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Die bestehende Gasleitung „ÜBERHERRN (ab Kiesgrube 
Hector), DN 150“ nebst Schutzstreifen von beidseitig 
2,0 m, insgesamt 4,0 m ist bereits in der Planzeichnung 
festgesetzt. 
Der Hinweis bezüglich der Auflagen der beiliegenden 
„Anweisung zum Schutz von Gashochdruckleitungen“ der 
Creos Deutschland GmbH betrifft nicht den Regelungsin-
halt des Flächennutzungsplans und wird im parallel ver-
laufenden Bebauungsplanverfahren berücksichtigt und 
bewertet.  
 
Beschlussvorschlag: 
Die Planzeichnung der 1. Teiländerung des Flächen-
nutzungsplanes der Gemeinde Überherrn wird um die 
geplante Gasleitung der CREOS Deutschland GmbH 
ergänzt.  
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fen. 
 
Die Lagerung von Material und Aushub innerhalb 
des Schutzstreifens bedarf der vorherigen Zustim-
mung. Das Befahren bzw. Überqueren des Schutz-
streifens mit schweren Fahrzeugen ist im Vorfeld 
mit dem Beauftragten der Creos Deutschland GmbH 
abzustimmen. Gegebenenfalls sind zusätzliche Si-
cherheitsvorkehrungen zu treffen. Die Aufstellung 
von Krananlagen und anderen schweren Geräten 
muss grundsätzlich außerhalb des Schutzstreifens 
erfolgen. 
 
Derzeit plant Creos in diesem Bereich die Neuverle-
gung der Gashochdruckleitung A. Überherrn, DN 
150. Die entsprechenden Varianten sind in den La-
geplänen ebenfalls dar-gestellt. 
 
Wir bitten Sie den Bestand und die geplante Lei-
tung, einschließlich des Schutzstreifens sowie die 
Auflagen der beiliegenden „Anweisung zum Schutz 
von Gashochdruckleitungen“ der Creos Deutsch-
land GmbH in den Flächennutzungsplan und Be-
bauungsplan zu übernehmen. 
 
Die Übernahme der Gashochdruckleitung in den 
Flächennutzungsplan und Bebauungsplan entbin-
det Sie nicht davon, weitergehende Detailplanun-
gen erneut mit uns abzustimmen. 
 
Wir weisen besonders darauf hin, dass die Zustim-
mung für Arbeiten im Leitungsbereich unter Beifü-
gung von Plänen (Lagepläne, Grundrisse, 
Querprofile usw.) rechtzeitig, mindestens jedoch 20 
Werktage vor Beginn der Arbeiten, bei der Creos 
Deutschland GmbH schriftlich zu beantragen ist. 
 
Bitte beachten Sie: Die Planunterlagen haben eine 
Gültigkeit von max. 6 Monaten. Wurde bis dahin 
keine Einweisung vor Ort durchgeführt, so ist die 
Anfrage vor Beginn von Baumaßnahmen erneut und 
unter dem vergebenen Aktenzeichen zu stellen. 
 
Für Rückfragen und Abstimmungen stehen Ihnen 
die nachfolgend genannten Ansprechpartner gerne 
zur Verfügung: 
 

Projektierte Leitung Planung und Bauausführung 
Herr Alexander Braun 
Telefon: +49 (0)6841 9886-157 
Alexander.braun@creos-net.de  

Technisches Büro 
Telefon: +49 (0)6841 9886-160 
planauskunft@creos-net.de  
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7.  Deutscher Wetterdienst 
Stellungnahme vom 25.04.2022: 
 
im Namen des Deutschen Wetterdienstes (DWD) 
bedanke ich mich als Träger öffentlicher Belange für 
die Beteiligung an dem oben genannten Vorhaben 
in der Ortsgemeinde Überherrn.  
 
Ihre Planung wurde anhand der zur Verfügung ge-
stellten Unterlagen durch unsere Fachbereiche ge-
prüft. Der DWD hat keine Einwände gegen die von 
Ihnen vorgelegte Planung, da keine Standorte des 
DWD beeinträchtigt werden bzw. betroffen sind.  
 
Sofern Sie für Vorhaben in Ihrem Einzugsgebiet 
amtliche klimatologische Gutachten für die Landes-, 
Raum- und Städteplanung, für die Umweltverträg-
lichkeit (UVP) o. ä. benötigen, können Sie diese bei 
uns in Auftrag geben bzw. Auftraggeber in diesem 
Sinne informieren.  
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfü-
gung. 

 Konsequenz:  
Keine Planänderung 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
Beschlussvorschlag: 
Kein Beschluss erforderlich. 
 

8.  Die Autobahn GmbH des Bundes 
Stellungnahme vom 22.04.2022: 
 
Die Fläche liegt 5,5 km ( Kunzelfelder Hof III) bzw. 
3,2 km ( Linser Feld ) von der nächstgelegenen Au-
tobahn ( BAB 620 ) entfernt. Da beide Flächen bis-
her unbebaut sind ist eine Verkehrszunahme 
auszugehen, welche sich überwiegend auf die Bun-
desstraße 269 (neu ) in Fahrtrichtung BAB 620 aus-
wirkt. Lt. Verkehrsuntersuchung der Schweitzer 
GmbH ( Projekt Nr. (AN) 2101 ) wird je nach Anbin-
dung der beiden angrenzenden Landesstraßen an 
die B 269 eine sehr gute bis befriedigende Qualität 
im Verkehrsablauf prognostiziert, wobei aufgrund 
der pandemiebedingt nicht abgesicherten Analyse-
daten zum Verkehrsaufkommen, die Leistungsfä-
higkeit auf Basis aktueller Verkehrserhebung 
nochmals wiederholt wird. 
 
Aus Sicht der Autobahn GmbH würden sich mögli-
che Verkehrsbehinderungen auf der B 269, zeitnah 
auf die Anschlussstelle 4 b Ensdorf der BAB 620 
auswirken, so dass die Gefahr von regelmäßig wie-
derkehrender Staubildung zu Verkehrsspitzenzeiten 
in jedem Fall ausgeschlossen oder zumindest mini-
miert werden muss. 
 
Darüber hinaus sind Belange der Autobahn GmbH 

 Konsequenz:  
Keine Planänderung. 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Die Anregung betrifft nicht den Regelungsinhalt des 
Flächennutzungsplans. Der Hinweis hinsichtlich mögli-
cher Verkehrsbehinderungen auf der B 269 mit 
Auswirkungen auf die BAB 620 wird im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens berücksichtigt und unter-
sucht. 
 
Beschlussvorschlag: 
Kein Beschluss erforderlich. 
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des Bundes nicht betroffen. 

9.  Eisenbahn-Bundesamt 
Stellungnahme vom 12.04.2022: 
 
Ihr Schreiben ist am 08.04.2022 beim Eisenbahn-
Bundesamt eingegangen und wird hier unter dem o. 
a. Geschäftszeichen bearbeitet. Ich danke Ihnen für 
meine Beteiligung als Träger öffentlicher Belange.  
 
Das Plangebiet liegt an der Eisenbahnstrecke 3290 
Völklingen – Überherrn Bundesgrenze (ca. in Höhe 
von Bahn-km 57,510 bis ca. Bahn-km 57,560). Ich 
weise darauf hin, dass die Deutsche Bahn AG als 
Träger öffentlicher Planungen und aufgrund der 
Tatsache, dass sie in der Nähe der geplanten Maß-
nahme Betriebsanlagen einer Eisenbahn betreibt, 
zu beteiligen ist (Ansprechpartner / Koordinations-
stelle: Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Region 
Südwest, Gutschstr. 6, 76137 Karlsruhe). 

 Konsequenz:  
Keine Planänderung 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
Die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Region Südwest 
wurde im Verfahren beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag: 
Kein Beschluss erforderlich. 
 

10.  EVS Entsorgungsverband Saar 
Stellungnahme vom 25.04.2022: 
 
in dem von Ihnen angefragten Bereich befinden sich 
keine Sammler des EVS. 
 
Die Kläranlage Überherrn (385) befindet sich in un-
mittelbarer Umgebung. Wir bitten um Beachtung! 
 
Über mögliche Leitungsverläufe anderer oder der 
Kommune liegen uns keine Informationen vor. 
Wir weisen darauf hin, dass sich diese Auskunft aus-
schließlich auf den Verlauf der Sammler bezieht. 
Soweit weitergehende Informationen, z.B. zu Eigen-
tums ‐ oder Nutzungsangelegenheiten von oder an 
Grundstücken erforderlich sind, sind diese von den 
jeweils zuständigen Stellen beim EVS oder anderen 
betroffenen Stellen, wie z.B. Gemeinde, Grund-
buchamt, Eigentümern einzuholen. 
Bei Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 
VG.: 185926 

 Konsequenz:  
Keine Planänderung 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
Beschlussvorschlag: 
Kein Beschluss erforderlich. 
 

11.  IHK Saarland 
Stellungnahme vom 04.05.2022: 
 
für die Übersendung der Planunterlagen zum vor-
habenbezogenen Bebauungsplan und der Teilände-
rung des Flächennutzungsplans danken wir Ihnen. 
Ihrer Bitte um schriftliche Stellungnahme zu den 
Vorentwürfen der Bauleitpläne, mit denen die pla-

 Konsequenz:  
Keine Planänderung 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
Beschlussvorschlag: 
Kein Beschluss erforderlich. 
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nungsrechtlichen Voraussetzungen für ein „Indust-
riegebiet Linsler Feld" in der Gemeinde Überherrn 
geschaffen werden sollen, kommen wir aus Sicht 
der gewerblichen Wirtschaft hiermit gerne nach:  
 
Strukturpolitische Effekte  
 
Das Saarland war bislang ein erfolgreicher Indust-
riestandort. Doch neue Technologien und Wettbe-
werber sowie die Verschärfung der Klimaschutzziele 
auf europäischer und nationaler Ebene setzen die 
Saarindustrie unter massiven Anpassungsdruck - 
insbesondere die Stahlindustrie und die Automo-
bilwirtschaft. Zum einen deshalb, weil im Saarland 
überdurchschnittlich viele Beschäftigte im verar-
beitenden Gewerbe tätig sind. Zum anderen, weil 
innerhalb des verarbeitenden Gewerbes der Anteil 
des Automotiv-Sektors und der Stahlindustrie deut-
lich höher ist als in anderen Bundesländern. Insbe-
sondere durch die politisch induzierte 
Antriebswende in der Automobilwirtschaft drohen 
künftig erhebliche Arbeitsplatzverluste. Der Wirt-
schaftsstandort Saarland braucht deshalb tragfähige 
Perspektiven für mehr Wachstum und Beschäfti-
gung und insbesondere mehr Chancen für junge 
Menschen auf attraktive Ausbildungsplätze in in-
dustriellen Zukunftsbereichen.  
 
Der Bau und Betrieb einer Batteriezellfertigung im 
Industriegebiet „Linsler Feld" durch das Hightech-
Unternehmen SVOLT, das an Schlüsseltechnologien 
für die Elektromobilität arbeitet  und in der finalen 
Ausbaustufe 2.000 neue Arbeitsplätze schaffen will, 
ist daher unter struktur und industriepolitischen 
Gesichtspunkten als eine große Chance anzusehen, 
den Strukturwandel im Automotive-Sektor erfolg-
reich zu gestalten. Dieses Projekt trägt dazu bei, die 
saarländische Automobilindustrie breiter aufzustel-
len und das Saarland als Standort auf dem Feld der 
E-Mobilität zu positionieren. Dies ist nicht zuletzt 
auch ein wertvoller Beitrag für das Gelingen der 
Verkehrswende in Deutschland. Denn wenn die 
Klimaziele erreicht werden sollen, müssen dafür 
auch die Möglichkeiten geschaffen werden. Der er-
folgreiche Hochlauf der Elektromobilität ist hierfür 
eine notwendige Bedingung.  
 
Ausgelöst durch die SVOL T-Ansiedlung werden aber 
nicht nur in der Gemeinde Überherrn und im ehe-
maligen Laminate-Park in Heusweiler, sondern im 
gesamten Saarland neue Wertschöpfungszentren 
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und zahlreiche weitere Arbeitsplätze entstehen, 
etwa in der Logistik, in der Kreislaufwirtschaft oder 
im Einzelhandel. Doch die eigentliche Botschaft ei-
ner erfolgreichen SVOLT-Ansiedlung geht weit dar-
über hinaus: Es ist ein starkes Signal an potenzielle 
Investoren von außerhalb des Saarlandes, ebenfalls 
in die Zukunft des Saarlandes zu investieren.  
 
Zusammenfassend kann daher festgestellt werden, 
dass die Ansiedlung von SVOL T eine herausragende 
strukturpolitische Bedeutung für das gesamte Saar-
land besitzt. Zwingende Voraussetzung hierfür ist 
die Ausweisung eines Industriegebietes auf dem 
Linsler Feld in Überherrn. 
 
Umwelt-, Naturschutz- und Immissionsschutzaus-
wirkungen  
 
Hinsichtlich der Aufstellung des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplans und der Teiländerung des Flä-
chennutzungsplans der Gemeinde Überherrn sind 
die Belange von Umwelt-, Natur- und Immissions-
schutz im Rahmen der Abwägung ebenfalls zu be-
rücksichtigen. Gemäß den vorliegenden Gutachten 
ist das Plangebiet als artenarmes Agrarland einzu-
ordnen. In der Umgebung gibt es bereits Vorbelas-
tungen wie Straßen, Schienen und 
Siedlungsbereiche, die das Linsler Feld als Lebens-
raum durch Zerschneidung für wandernde Tierarten 
unattraktiv machen. Das angrenzende FFH-Gebiet 
würde durch die Realisierung des Vorhabens im äu-
ßersten Falle nur geringfügig beeinträchtigt werden. 
So sind etwa keine relevanten Auswirkungen durch 
Temperaturanstieg infolge von Versiegelung zu er-
warten, da das Plangebiet durch fehlende Verschat-
tung bereits starken Wärmebelastungen ausgesetzt 
ist und der zu erwartende Anstieg nur geringfügig 
sein wird. Darüber hinaus würde sich beispielsweise 
das Absinken des Grundwasserspiegels nur klein-
räumig auswirken. Hier sind keine weitreichenden 
negativen Konsequenzen zu erwarten, da grund-
wasserempfindliche Biotope nicht vorhanden sind. 
Weitere potenziell negative Auswirkungen - etwa 
Schallimmissionen - können durch die Umsetzung 
geeigneter Maßnahmen wie ein Schallminderungs-
konzept verringert werden.  
 
Die Auswirkungen auf die Umwelt sind insgesamt 
gesehen nur begrenzt und können zudem durch 
konkrete Maßnahmen abgemildert werden. Unter 
der Voraussetzung einer entsprechenden Umset-
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zung steht der Ausweisung eines Industriegebietes 
Linsler Feld aus Sicht der gewerblichen Wirtschaft 
nichts entgegen. 
 
Resümee  
 
Die Ansiedlung des Unternehmens SVOL T hat eine 
herausragende strukturpolitische Bedeutung für das 
gesamte Saarland. Alle bislang vorliegenden Gut-
achten attestieren, dass die hierzu notwendige 
Ausweisung eines Industriegebietes auf dem Linsler 
Feld in Überherrn möglich und sinnvoll ist. Sie bil-
den deshalb eine solide Grundlage für die Aufstel-
lung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans für 
die Ansiedlung des Unternehmens SVOLT. Zudem 
hat die Überprüfung von Standortalternativen er-
geben, dass im gesamten Saarland kein anderer  
Standort in vergleichbarer Größe und Qualität zur 
Verfügung steht. In der Abwägung überwiegen ganz 
daher eindeutig die strukturpolitischen Belange.  
 
Deshalb begrüßen wir ausdrücklich die Aufstellung 
des o.g. Bebauungsplanes sowie die hierzu notwen-
dige Änderung des Flächennutzungsplanes und ap-
pellieren an die Gemeinde Überherrn, die 
Planverfahren möglichst rasch im Gemeinderat ab-
zuschließen, damit die Ansiedlung von SVOLT zeit-
nah erfolgen kann. 

12.  Landesamt für Vermessung, Geoinformation und 
Landentwicklung 
Stellungnahme vom 20.04.2022: 
 
durch die oben genannte Planungsmaßnahme 
könnten die Höhenfestpunkte (HFP) 6706 / 133 ; 
134 ; 191 und 192 sowie der Lagefestpunkte (LFP) 
6706 / 92 / 00 gefährdet werden.  
Wir bitten daher rechtzeitig vor Aufnahme entspre-
chender Arbeiten um Rücksprache mit Frau VOAR'in 
Perdita Schmitt (Tel: 0681 / 9712-308 ; Mail:  
p.schmitt@lvgl.saarland.de) oder Herrn VA Michael 
Müller (Tel: 0681 / 9712-613 Mail: 
m.mueller@lvgl.saarland.de) im Sachgebiet 2.1; 
Geodätische Grundlagen, AFIS um gegebenenfalls 
Verlegungs- oder Sicherungsmaßnahmen vorneh-
men zu können. 

 Konsequenz:  
Keine Planänderung 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
Beschlussvorschlag: 
Kein Beschluss erforderlich. 
 
 

13.  Landesdenkmalamt 
Stellungnahme vom 04.05.2022: 
 
zu der vorliegenden Planung nimmt das Landes-
denkmalamt wie folgt Stellung. Rechtsgrundlage ist 

 Konsequenz:  
Keine Planänderung. 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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das Gesetz Nr. 1946 zur Neuordnung des saarländi-
schen Denkmalschutzes und der saarländischen 
Denkmalpflege (Saarländisches Denkmalschutzge-
setz - SDSchG) vom 13. Juni 2018 (Amtsblatt des 
Saarlandes Teil I vom 5. Juli 2018, S 358 ff.).  
 
Mitten im Planungsgebiet liegt eine seit 1988 be-
kannte römische Siedlungsstelle. Um den Punkt r. 
2552840; h. 5456550 wurden römische Ziegel und 
Scherben beobachtet. 100 m westlich davon liegt 
eine flache Geländekuppe, die ein Ruinenhügel sein 
könnte. Zwischen dem genannten Punkt und die-
sem Hügel zeichnen auf dem Luftfoto der Landes-
vermessung von 2021 rechtwinklig zueinander 
verlaufende Linien ab, die auf Mauerwerk hinwei-
sen. könnten.  
 
Deshalb sind sämtliche Erdarbeiten (auch im 
Oberbodenbereich, auch Erdeingriffe zur Kampfmit-
telbeseitigung) in der Planungsfläche genehmi-
gungspflichtig gemäß § 8 Abs. 2 in Verbindung mit § 
10 SDSchG. Für alle Bauwerke, für deren Errichtung 
eine Baugenehmigung oder eine die Baugenehmi-
gung einschließende oder ersetzende behördliche 
Entscheidung erforderlich ist, ist das Einvernehmen 
mit dem Landesdenkmalamt herzustellen(§ 10 Abs. 
5 SDSchG), wobei davon auszugehen ist, dass das 
Einvernehmen nur dann hergestellt werden  kann, 
wenn vor Beginn der Erdarbeiten präventiv archäo-
logisch-geophysikalische Untersuchungen sowie an-
schließend Ausgrabungen unter Leitung eines 
Archäologen / einer Archäologin durchgeführt wer-
den. Diese umfassen zunächst Sondierungen zur 
Denkmalerkenntnis und, sofern nach Rechtsgutab-
wägung erforderlich, auch nachfolgende, großflä-
chige Ausgrabungen, deren Kosten einschließlich 
der Kosten für die konservatorische Sicherung und 
Dokumentation der Funde und Befunde der Veran-
lasser gem. § 16 Abs. 5 SDSchG im Rahmen des Zu-
mutbaren zu tragen hat.  
 
In einem ersten Arbeitsschritt ist eine archäologisch 
ausgerichtete geomagnetische Vermessung in ei-
nem vom LOA noch festzulegenden Teilbereich der 
Planungsfläche (das Bodendenkmal nimmt mit Si-
cherheit nur eine Teilfläche des Planungsgebietes 
ein) durchzuführen. Das weitere Vorgehen wird 
dann auf der Basis der Ergebnisse geplant (möglich-
erweise weitere zerstörungsfreie geophysikalische 
Untersuchungen, archäologische Baggersondagen, 
systematische archäologische Ausgrabungen in der 

Die Stellungnahme betrifft nicht den Regelungsinhalt 
des Flächennutzungsplans. 
Die Anregungen und Hinweise werden im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens berücksichtigt und ggf. wei-
tere Untersuchungen durchgeführt. 
 
Beschlussvorschlag: 
Kein Beschluss erforderlich. 
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Fläche). Die Ausgrabungen können sich weitgehend 
auf die Bereiche beschränken, die durch die Bau-
maßnahme tatsächlich zerstört werden. Deshalb ist 
es empfehlenswert, bereits bei der Planung der 
Bauwerke auf Bodendenkmäler Rücksicht zu neh-
men, z.B. durch Verschiebung von Gebäuden, Erhal-
tung der Bodendenkmäler unter Grünanlagen, 
unter einer schwebenden Bodenplatte, unter einem 
aufgeschotterten Platz usw.). Es empfiehlt sich also, 
die Voruntersuchungen zur Lagebestimmung des 
Bodendenkmals frühzeitig vorzunehmen, um diese 
Erkenntnisse bei der Bauplanung berücksichtigen zu 
können. 

14.  Landwirtschaftskammer für das Saarland 
Stellungnahme vom 05.05.2022: 
 
im Rahmen des von der Landesplanung vorgesehe-
nen Tausches des landwirtschaftlichen Vorrangge-
bietes im Areal „Linsler Feld" gegen ein künftiges 
landwirtschaftliches Vorranggebiet im Bereich „Eu-
rozone" können wir der vorliegenden Bauleitpla-
nung im Grundsatz zustimmen. Wie bereits im 
Scoping-Verfahren angemerkt wird die Landwirt-
schaft dennoch einen großen Flächenverlust zu be-
klagen haben, da sowohl die Flächen der 
„Eurozone" als auch die Flächen des „Linsler Feldes" 
gegenwärtig landwirtschaftlich genutzt werden. 
Deshalb dürfen der Landwirtschaft darüber hinaus 
keine weiteren Flächenverluste oder Bewirtschaf-
tungsauflagen durch Kompensationsverpflichtungen 
zugemutet werden. Bedenken bestehen daher ge-
gen das in Kapitel 9.8.16 der Begründung aufgeführ-
te Konzept externer Kompensationsmaßnahmen, 
nach dem unter anderem intensiv bewirtschaftete 
Nutzflächen wie beispielsweise lntensivacker oder -
grünland zu diesem Zweck aufgrund ihres hohen 
ökologischen Aufwertungspotentiales herangezo-
gen werden sollen. Dies entzieht den ansässigen 
landwirtschaftlichen Betrieben weitere Nutzflächen 
und ist in Zeiten zunehmender globaler Probleme 
um die Versorgungssicherheit mit Nahrungsmitteln 
ohnehin nicht mehr angemessen. Stattdessen sollte 
ausschließlich auf Alternativen wie Aufwertung be-
reits bestehender Naturschutzflächen, Pflege bzw. 
lnwertsetzung bestehender Streuobstwiesen, Flä-
chenentsiegelung, Waldumwandlung oder Renatu-
rierung von Gewässern in nichtlandwirtschaftlichen 
Bereichen ausgewichen werden. 

 Konsequenz:  
Keine Planänderung 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Der Hinweis bezieht sich auf das parallel verlaufende 
Bebauungsplanverfahren und wird in diesem berück-
sichtigt und bewertet. 
 
Beschlussvorschlag: 
Kein Beschluss erforderlich. 
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15.  Ministerium für Umwelt und Verbraucherschutz 
Stellungnahme vom 01.06.2022: 
 
die Gemeinde Überherrn hat die Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „In-
dustriegebiet Linsler Feld“ sowie die parallele 
Durchführung einer Teiländerung des Flä-
chennutzungsplanes beschlossen. Im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
teile ich Ihnen hinsichtlich der Belange der Obersten 
Naturschutzbehörde folgende Betroffenheiten mit: 
  
Der Planungsbereich liegt vollumfänglich innerhalb 
der Landschaftsschutzgebiete L 3.10.43 und L 
3.10.40, beide geschützt durch die Verordnung über 
die Landschaftsschutzgebiete im Landkreis Saarlouis 
vom 31. März 1977. Die Festsetzung von gewerbli-
chen Bauflächen im Landschaftsschutzgebiet ist 
grundsätzlich nur nach Ausgliederung der betref-
fenden Fläche aus dem Schutzgebiet möglich, da 
hinsichtlich des Schutzzwecks eine dauerhafte Ent-
wertung zu erwarten ist und der Schutzzweck hier 
auch langfristig nicht mehr erfüllt werden kann.  
 
Wie wir Ihnen bereits im Rahmen des Scopingter-
mins am 9. September 2021 sowie mit unserem 
Schreiben vom 24. September 2021 mitgeteilt ha-
ben, ist vor Beschluss des Bebauungsplanes eine 
Ausgliederung aus den Landschaftsschutzgebieten 
zwingend erforderlich. Zur Einleitung des förmli-
chen Verfahrens gemäß § 20 des Saarländischen 
Natur-schutzgesetzes ist ein Antrag bei der Obers-
ten Naturschutzbehörde zu stellen.   
 
Der besonderen Schutzbedürftigkeit der betroffe-
nen Landschaftsschutzgebiete wurde mit der Einbe-
ziehung in die künftige Landschaftsschutzgebiets-
kulisse („LSG-Neuordnung“) im Rahmen des derzeit 
geltenden Landschaftsprogramms des Saarlandes 
Rechnung getragen. Die hohe Bedeutung des Lins-
lerfeldes für den Landschaftsschutz ergibt sich auf 
der betreffenden Fläche u. a. aufgrund des funktio-
nalen Zusammenhangs mit dem unmittelbar an-
grenzenden Natura 2000-Gebiet „Warndt“ (FFH- 
und EU-Vogelschutzgebiet), für das die Fläche des 
Linslerfeldes sowohl eine wichtige Pufferfunktion 
aufweist, als auch Funktionen im Rahmen des Bio-
topverbundes erfüllen kann. Vor einer Entscheidung 
ist im Rahmen eines förmlichen Ausgliederungsver-
fahrens seitens der Gemeinde als Mindestvoraus-
setzung die Verträglichkeit mit dem Schutzzweck 

 Konsequenz:  
Keine Planänderung 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme betrifft den Regelungsinhalt des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Industriegebiet 
Linsler Feld“.  
Auf die entsprechende Abwägungs-synopse für den 
Bebauungsplan wird verwiesen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Kein Beschluss erforderlich. 
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des Natura 2000-Gebietes im Rahmen einer FFH-
Verträglichkeitsstudie nachzuweisen.  
 
Der Warndt sowie die Flächen nördlich des Linsler-
feldes sind mit Ausläufern bis ins nördliche Saarland 
relativ unzerschnittene Räume mit nur wenigen flä-
chenhaften Grenzfaktoren. Das Linslerfeld ist daher 
als potenziell wichtiger und ggf. essentieller Wan-
derkorridor zwischen dem Warndt und dem Nord-
saarland anzusehen. Die von Ihnen beauftragten 
faunistischen Untersuchungen stützen die bereits 
vorliegenden Erkenntnisse.   
 
Die weitgehenden Barrierewirkungen des geplanten 
Vorhabens erfordern eine beeinträchti-
gungsmindernde Artenschutzplanung unter beson-
derer Berücksichtigung der Wildkatze (Felis silvestris 
– FFH Anhang IV). Die Wildkatze als Charakterart 
großflächiger, unzerschnittener Waldlebensräume 
hat im Warndt eines ihrer Kernverbreitungsbiete, 
dem erst im Nordsaarland weitere Kernlebensräu-
me folgen. Vom Warndt ausgehend folgt in nördli-
che Richtung über das Linslerfeld ein nachweislich 
durch die Wildkatze besiedelter Raum als Verbun-
dachse zwischen den saarländischen Kernlebens-
räumen. Der potenzielle Wander-korridor ist als 
essentiell zu beurteilen, daher ist zwingend ein Kon-
zept zur Minderung der Zerschneidungswirkung zu 
erarbeiten, das auch weiterhin eine Durchlässigkeit 
der Landschaft für die Wildkatze und weitere Arten 
in einem ausreichenden Umfang ermöglicht. Mit 
der vorgelegten FFH-Verträglichkeitsuntersuchung 
vom 14. März 2022 sind bereits ein Wanderkorridor 
für Wildkatzen und weitere Wildtierarten sowie ei-
ne Querungshilfe an der Landstraße 168 vorgese-
hen, die Planung bleibt jedoch auf die Nennung 
einer abstrakten Maßnahme beschränkt, ohne dass 
konkretisierende Angaben erfolgen. Im weiteren 
Planverfahren ist durch eine detaillierte Maßnah-
menplanung die Funktionsfähigkeit des Wander-
korridors und der Querungsbauwerke nachzuwei-
sen. Die wirksame Minderung der erheblichen Zer-
schneidungs- und Barrierewirkung ist eine 
zwingende naturschutzfachliche Voraussetzung für 
die folgenden Genehmigungsverfahren. Ich bitte 
hierbei die im Rahmen unserer gemeinsamen Be-
sprechungen am 17. Dezember 2021 sowie am 17., 
21. und 28 Januar 2022 erläuterten Anforderungen 
zu berücksichtigen und gemäß den aktuellen art-
spezifischen Erkenntnissen umzusetzen.  
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Gemäß § 34 I BNatSchG hat die Prüfung auf Verträg-
lichkeit einzeln oder im Zusammenwirken mit ande-
ren Projekten oder Plänen zu erfolgen. Im Rahmen 
der Verträglichkeitsstudie werden Summationswir-
kungen jedoch weitestgehend ausgeschlossen und 
ausschließlich hinsichtlich potenzieller Stoffeinträge 
untersucht. Ich bitte zu beachten, dass zahlreiche 
bereits umgesetzte Projekte, wie z. B. die unmittel-
bar angrenzenden Photovoltaikanlagen, auf das Ge-
biet einwirken und in die Verträglichkeitsunter-
suchung einzubeziehen sind.   
 
Die eingereichte Bewertung der zu erwartenden 
Schallemissionen und Lichtemissionen liegen man-
gels vorliegender Grundlagendaten weiterhin nur in 
einem unvollständigen Entwurf vor, teilweise unter 
Nutzung von Beispielprognosen. Im weiteren Ver-
fahren sind die Auswirkungsbetrachtungen und die 
Maßnahmenplanung zu konkretisieren und die Ver-
träglichkeit nachzuweisen.  
 
Zudem verweise ich auf den Hinweis unserer Stel-
lungnahme vom 24.09.2021, dass der Untersu-
chungsraum entsprechend der Reichweite der 
anlagenbedingten Wirkungspfade festzulegen ist 
und somit mindestens die Flächen umfassen sollte, 
die tatsächlich oder po-tenziell von Wirkungen und 
somit ggf. auch Beeinträchtigungen betroffen sind. 
Ich bitte erneut zu beachten, dass hieraus resultie-
rende Konflikte im weiteren Planverfahren nicht 
ausgeschlossen werden können.   
 
Stellungnahme der Forstbehörde (Referat D/4)  
 
im Geltungsbereich des o. g. vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans (BBP) befindet sich Wald im Sinne 
des § 2 Landeswaldgesetz (LWaldG). Hierbei handelt 
es sich um eine ca. 3,5 ha große Waldfläche, im 
Nordosten des Geltungsbereichs auf der Gemar-
kung Überherrn 01-135/2. Ich bitte in der Begrün-
dung zum BBP diese Fläche als Wald nach § 9 Abs. 1 
Nr. 18b BauGB festzulegen. Darüber hinaus ist zum 
Schutz des Waldes diese Fläche von jeglicher Be-
bauung freizuhalten. 
 
Durch den neuen Trassenverlauf der L 168 wird obi-
ges Waldstück gequert, wodurch eine Umwandlung 
von Wald erfolgt. Die Umwandlungsgröße ist im 
BBP bislang nicht dargestellt (ca. 1,6 ha). Weiterhin 
wurde keine forstliche Ausgleichsfläche benannt, 
wonach die Erst-aufforstung einer Offenlandfläche 
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beschrieben ist. Der Flächenausgleich sollte im Ver-
hältnis 1:1 stattfinden.  
Ich bitte die Umwandlung des Waldes und die Erst-
aufforstung im Bebauungsplan festzulegen. Die Ge-
nehmigung der Umwandlung und Erstaufforstung 
erfolgt gem. § 8 Abs. 5 LWaldG durch die Festlegung 
im rechtskräftigen BBP.  
 
Weiterhin sind die Belange der Forstbehörde dahin-
gehend betroffen, dass sich Wald südlich an den 
Geltungsbereich anschließt. Das Waldgebiet stellt 
das FFH- und Vogelschutzgebiet „Warndt“ dar. 
Durch den Bebauungsplan kommt es jedoch zu kei-
ner Umwandlung von Wald im „Warndt“.  
 
Im BBP sind die Regelungen des § 14 Abs. 3 LWaldG 
durch die Festlegung des Baufeldes umgesetzt. Es 
wurde eine „Waldabstandsfläche“ mit einer Tiefe 
von 30m, entlang des gesamten Waldrandes festge-
legt. Gleichzeitig ist dieser Bereich für eine CEF-
Maßnahme MF3 „Niveauregulierung durch Abgra-
bungen und offenhalten der Fläche“ sowie für die 
Pflanz-maßnahme PF3 „Vollflächige Bepflanzung 
zum Schutz der Wildtiere vor Lichtverschmutzung“ 
vorgesehen. Beide Maßnahmen widersprechen sich 
inhaltlich und sind im weiteren Verfahren flächen-
mäßig zu überarbeiten. Die Forstbehörde empfiehlt 
die 30m-Schutzzone als Maßnahmenfläche zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft in der Planzeichnung darzu-
stellen.  
 
Der Warndt-Wald wird nach Norden von einem 
Feldweg begrenzt. Gem. dem Maßnahmenplan des 
BBP ist angrenzend eine Abbruchkante zu erwarten, 
die durch das Abgraben zur Nivellierung des Indust-
riegebietes entsteht. Der Höhenunterschied von bis 
zu 14m bedingt eine Absicherung des Geländeteils. 
Ich bitte im weiteren Verfahren den Bau einer Zau-
nanlage als Absturzsicherung zu planen. Die Forst-
behörde empfiehlt eine Durchgängigkeit des Zaunes 
für Kleinsäuger.  
Die Einfriedung des Geländes führt zur Einschrän-
kung des Lebensraumes des Wildes und auch zur 
Störung eines genetischen Austausches. Ich bitte zu 
prüfen, ob ein sogenannter Wildkorridor im Bereich 
des Faulenbachs angelegt werden kann, um einen 
Wildwechsel zu ermöglichen.  
 
Ich bitte um Prüfung, ob Hangsicherungen einzu-
bauen sind, die das Abbrechen der Hangkante un-
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terbinden. Zu beachten ist, dass die Nutzung des 
angrenzenden Forst-/Landwirtschaftsweg für Nutz-
lasten > 40 t sichergestellt werden muss. 
 
In der Planzeichnung sowie der Begründung zur 
Teil-Änderung des Flächennutzungsplanes sind die 
Belange der Forstbehörde richtig dargestellt. 

16.  Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitales 
und Energie 
Stellungnahme vom 06.05.2022: 
 
zu dem o.a. Planvorhaben äußert sich die Fachstel-
len des (bisherigen) Geschäftsbereichs des Ministe-
riums für Wirtschaft, Arbeit, Energie und Verkehr 
wie folgt:  
 
Öffentlicher Personenverkehr. Binnenschifffahrt. Lo-
gistik  
Aufgrund der hohen Zahl an Arbeitsplätzen ist eine 
Erschließung durch den ÖPNV mit entsprechend 
großer Kapazität und Abstimmung auf die Schicht-
zeiten der Arbeiter in jedem Fall vorzusehen. Im 
Rahmen der Voruntersuchungen zum VEP ÖPNV 
Saarland wurde die naheliegende Bisttalbahn zur 
Reaktivierung für den Personenverkehr vorgeschla-
gen. Die Reaktivierung der Bahnstrecke sowohl für 
den Personenverkehr als auch für den Güterverkehr 
wird momentan im Rahmen einer vertiefenden 
Machbarkeitsstudie geprüft. Mit Ergebnissen dieser 
Machbarkeitsstudie ist Mitte des Jahres 2023 zu 
rechnen.  
Es sollte eine Zuwegung von den Gewerbeflächen 
zur Bahnstrecke und Flächen zur Errichtung eines 
Haltepunkts an der Bahnstrecke freigehalten wer-
den. Ebenfalls sollte eine Fläche für ein Anschluss-
gleis von der Bahnstrecke zu den Werken für den 
Schienengüterverkehr freigehalten werden. Die 
Möglichkeit einer Schienenanbindung der Gewerbe-
flächen für den Schienengüterverkehr ist in den 
Planungen zu berücksichtigen. 
 
Momentan ist die Bisttalbahn durch die neuange-
legte B 269 zwischen dem Linslerfeld und Überherrn 
unterbrochen. Um die Verbindung nach Überherrn 
und an das französische Schienennetz wieder her-
stellen zu können, ist der Lückenschluss der Stecke 
bei der Neuplanung von Straßen, insbesondere im 
Bereich der B 269 (neu), zu berücksichtigen. Wei-
terhin sind Flächen für den Lückenschluss der Stre-
cke vorzuhalten.  
 

 Konsequenz:  
Die Rechtsgrundlagen der Begründung des Flächen-
nutzungsplanes werden um das Saarländische Straßen-
gesetz ergänzt. 
 
Begründung: 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen zur Anbindung der Gewerbeflächen an 
den ÖPNV bzw. den schienengebundenen Güterv-
erkehr werden im Rahmen des Bebauungsplanver-
fahrens berücksichtigt und behandelt. 
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Oberste Straßenbaubehörde  
Die vorliegenden Planungen sehen vor, die Land-
straße I. Ordnung L 168 auf einer Gesamtlänge von 
2,0 Kilometern und die Landstraße II. Ordnung L 279 
auf einer Gesamtlänge von 700 m zu verlegen. Zu-
sätzlich zur Verlegung und Verschwenkung dieser 
Landstraßen werden drei neue Knotenpunkte an 
der L 168 zur Anbindung des Batteriewerks gebaut 
und eine Optimierung mehrerer bestehender vom 
Vorhaben durch die induzierten Verkehrsmengen-
zuwächse betroffenen Verkehrsknotenpunkte vor-
genommen. Die Erschließung für den nicht 
motorisierten Verkehr sieht den Ausbau eines neu-
en Geh- und Radweges von der Wohnstadt Über-
herrn, über die B 269n hinaus, straßenbegleitend 
entlang der L 168 bis zur Industriestraße vor. Der 
Neubau eines straßenbegleitenden Geh- und Rad-
wegs ist ebenfalls entlang der L 279 zur Anbindung 
der Ortslage Friedrichweiler und des touristisch ge-
nutzten Warndtwaldes geplant.  
Gemäß § 38 Abs. 2 des Saarländischen Straßenge-
setzes hat die Planungsbehörde bei allen örtlichen 
und überörtlichen Planungen, welche die Änderung 
bestehender oder den Bau neuer Landstraßen I. 
Ordnung und Landstraßen II. Ordnung zur Folge ha-
ben, das Einvernehmen mit der Straßenaufsichts-
behörde - nun dem Ministerium für Umwelt, Klima, 
Mobilität, Agrar und Verbraucherschutz - rechtzeitig 
herzustellen.  
Dieses Einvernehmen wird hiermit in Aussicht ge-
stellt, sofern im Rahmen des Verfahrens beachtet 
wird, dass sämtliche verkehrliche und straßenbauli-
che Maßnahmen weiterhin in enger Abstimmung 
mit dem Landesbetrieb für Straßenbau als zuständi-
ge Straßenbaubehörde geplant werden und diese 
abschließend durch den LfS fachtechnisch geprüft 
und genehmigt werden.  
Als redaktioneller Hinweis ist noch anzuführen, dass 
in der Begründung unter Abschnitt I 
,,Rechtsgrundlagen" noch die Nennung des Saarlän-
dischen Straßengesetzes erforderlich ist, auf das in 
weiteren Abschnitten der Begründung mehrmals 
korrekt Bezug genommen wird.  
 
Grundsatzfragen der Energiepolitik  
Diesseits wird die geplante Ansiedlung eines Unter-
nehmens der Elektromobilitätsbranche zur Herstel-
lung von Batteriezellen für E-Fahrzeuge in der 
Gemeinde Überherrn begrüßt. Der damit verbun-
dene Beitrag zur Fortentwicklung der Gemeinde 
Überherrn als Schwerpunktstandort für nachhaltige 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Rechtsgrundlagen in der Begründung der 1. 
Teiländerung des Flächennutzungsplanes werden um 
das Saarländische Straßengesetz ergänzt. 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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Zukunftstechnologien sowie für das Saarland insge-
samt im Hinblick auf die Profilierung als gewerbli-
cher Technologiestandort, die Schaffung von 
Arbeitsplätzen und die erfolgreiche Bewältigung des 
Strukturwandels werden ausdrücklich unterstützt.  
 
Im Rahmen der Beteiligung zu den eingeleiteten 
Verfahren zur Änderung des Flächennutzungsplans 
und des vorhabenbezogenen Bebauungsplans wird 
davon ausgegangen, dass insbesondere die Umset-
zung von § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe f BauGB und § 9 
Abs. 1 Nr. 11 und Nr. 12 BauGB vollumfänglich er-
folgt. Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind 
demnach insbesondere die Nutzung erneuerbarer 
Energien sowie die sparsame und effiziente Nut-
zung von Energie zu berücksichtigen. Im Bebau-
ungsplan können aus städtebaulichen Gründen die 
Verkehrsflächen sowie Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung, wie bspw. Flächen für Ladeinf-
rastruktur elektrisch betriebener Fahrzeuge, festge-
setzt werden. Zudem können die 
Versorgungsflächen, einschließlich der Flächen für 
Anlagen und Einrichtungen zur dezentralen und 
zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder 
Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus er-
neuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung 
festgesetzt werden.  
 
Klimaschutzkoordination der Landesregierung  
Die Klimaschutzkoordination der Landesregierung 
begrüßt die planungsrechtlichen Festsetzungen 
bzw. Hinweise im Bebauungsplan, die die Belange 
des Klimaschutzes und der Klimaanpassung berück-
sichtigen, wie beispielsweise 
 
- zur Förderung des Einsatzes erneuerbarer 

Energien 
- zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft 
- zur Dach-, Fassaden- und Stellplatzbegrünung 

sowie sonstigen Begrünung 
- zur insektenschonenden Beleuchtung 
- zur Reduktion von Flächenversiegelungen und 

Verdichtung von späteren Grünflächen durch 
Baustellenverkehr 

- zu Rückhaltemaßnahmen von Niederschlags-
wasser 

- zur Überflutungsvorsorge 
 

sowie die in der Begründung beschriebenen Nach-
haltigkeitsziele des Vorhabens. Aus Sicht des Klima-

 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme betrifft nicht den Regelungsinhalt 
des Flächennutzungsplans. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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schutzes sollte bezüglich der Neubauten im Rahmen 
der weiteren Planungen auf möglichst hohe energe-
tische Standards und einen guten baulichen som-
merlichen Wärmeschutz (von Nachteil sind hier u.a. 
großflächig verglaste Fassaden), die Nutzung erneu-
erbarer Energien für die Wärme-, Kälte- und Strom-
versorgung sowie die Verwendung nachhaltiger 
Baustoffe hingewirkt werden.  
 
Oberbergamt des Saarlandes  
Das o.g. Vorhaben befindet sich im Bereich eines 
ehemaligen Eisenerzfeldes. Ob unter dem Pla-
nungsgebiet Abbau umgegangen ist, geht aus unse-
ren Akten- und Planunterlagen jedoch nicht hervor. 
Wir empfehlen bei Ausschachtungsarbeiten auf An-
zeichen von altem Bergbau zu achten und dies dem 
Oberbergamt des Saarlandes mitzuteilen.  
Weiterhin befindet sich angrenzend an das Planvor-
haben, in Flur 16 der Gemarkung Differten die Tief-
bohrung Friedrichweiler 2 aus dem Jahr 1958 mit 
den folgenden Gauss-Krüger-Koordinaten: Rechts-
wert 25 53 607 und Hochwert 54 56 676 bei einer 
Ansatzhöhe von 201,3 m und einer Teufe von 
1187,1 m. Das Bohrloch wurde in seiner gesamten 
Länge verfüllt und mit einer Betonplatte gegen die 
Oberfläche abgeschlossen.  
 
Darüber hinaus bestehen diesseits keine Bedenken. 

Die Anregung betrifft nicht den Regelungsinhalt des 
Flächennutzungsplans. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Die Anregung betrifft nicht den Regeleungsinhalt des 
Flächennutzungsplans. Der Hinweis wird im parallel 
verlaufenden Bebauungs-planverfahren berücksichtigt. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Rechtsgrundlagen in der Begründung der 1. 
Teiländerung des Flächennutzungsplanes werden um 
das Saarländisches Straßengesetz ergänzt. 

17.  Oberbergamt des Saarlandes 
Stellungnahme vom 29.04.2022: 
 
nach Prüfung der Angelegenheit teilen wir Ihnen 
mit, dass sich das oben genannte Vorhaben im Be-
reich eines ehemaligen Eisenerzfeldes befindet. Ob 
unter dem Planungsgebiet Abbau umgegangen ist, 
geht aus unseren Akten- und Plan unterlagen je-
doch nicht hervor. Wir empfehlen bei Ausschach-
tungsarbeiten auf Anzeichen von altem Bergbau zu 
achten und uns dies mitzuteilen.  
 
Weiterhin befindet sich angrenzend an das Planvor-
haben, in Flur 16 der Gemarkung Differten, die Tief-
bohrung Friedrichweiler 2 aus dem Jahr 1958 mit 
den folgenden Gauss-Krüger-Koordinaten: Rechts-
wert 25 53 607 und Hochwert 54 56 676 bei einer 
Ansatzhöhe von 201,3 m und einer Teufe von 
1187,1 m. Das Bohrloch wurde in seiner gesamten 
Länge verfüllt und mit einer Betonplatte gegen die 
Oberfläche abgeschlossen.  
 
Aus bergbaulicher Sicht bestehen keine weiteren 

 Konsequenz:  
Keine Planänderung. 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Die Anregung betrifft nicht den Regelungsinhalt des 
Flächennutzungsplans. Die Hinweise und Anregungen 
werden im Bebauungsplanverfahren berücksichtigt. 
 
Beschlussvorschlag: 
Kein Beschluss erforderlich. 
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Anregungen oder Einwände gegen das Planvorha-
ben. 

18.  Pfalzwerke Netz AG 
Stellungnahme vom 13.04.2022: 
 
die von Ihnen angezeigten Verfahren 

 
befinden sich außerhalb unseres Netzgebietes. 
Es befinden sich derzeitig keine Versorgungseinrich-
tungen der Pfalzwerke Netz AG im Bereich der an-
gezeigten Verfahren und sind auch keine Planungen 
beabsichtigt oder bereits eingeleitet. 
Unter Berücksichtigung der Belange unseres Aufga-
ben- und Zuständigkeitsbereiches bestehen daher 
keine Bedenken und haben wir auch keine Anre-
gungen zu den Verfahren. 
 
Da sich aufgrund kurzfristig erforderlich werdender 
Erweiterungen unseres Versorgungsnetzes der Be-
stand jedoch ändern kann, ist vor Baubeginn unbe-
dingt eine aktuelle Planauskunft über die Online 
Planauskunft der Pfalzwerke Netz AG einzuholen.  
Diese steht auf unserer Webseite 
https://www.pfalzwerke-
netz.de/service/kundenservice/online-planauskunft 
zur Verfügung. 

 Konsequenz:  
Keine Planänderung 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
Beschlussvorschlag: 
Kein Beschluss erforderlich. 
 

19.  STEAG New Energies GmbH 
Stellungnahme vom 11.04.2022: 
 
die STEAG New Energies GmbH ist von den genann-
ten Planungen nicht betroffen, insbesondere sind in 
dem von Ihnen gekennzeichneten Planbereich keine 
Medienleitungen in unserem Zuständigkeitsbereich 
vorhanden. 
Die Verbindlichkeit dieser Auskunft hat eine Gültig-
keit von einem Monat beginnend ab dem Datum 
der Zustellung. 

 Konsequenz:  
Keine Planänderung 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
Beschlussvorschlag: 
Kein Beschluss erforderlich. 
 

20.  VSE Verteilnetz GmbH 
Stellungnahme vom 11.05.2022: 
 
gegen Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes Industriegebiet Linsler Feld" sowie die 
parallele 1. Teiländerung des Flächennutzungspla-
nes der Gemeinde Überherrn bestehen unsererseits 
keine grundsätzlichen Bedenken, da sich innerhalb 

 Konsequenz:  
Keine Planänderung 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme betrifft nicht den Regelungsinhalt 
des Flächennutzungsplans und wir im parallel ver-
laufenden Bebauungsplanverfahren berücksichtigt und 
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des betroffenen Bereiches keine von uns betriebe-
nen Versorgungsanlagen befinden.  
 
Wir weisen allerdings darauf hin, dass wir im De-
zember 2021 der Gesellschaft für Wirtschaftsförde-
rung Saar GmbH, gwSaar, ein Angebot für einen 
Netzanschluss des geplanten Industriegebietes aus 
unserem 110-kV-Stromversorgungsnetz gemacht 
haben. In den Gesprächen mit der gwSaar hatten 
wir mehrfach darauf hingewiesen, dass wir zur Rea-
lisierung des angebotenen Netzanschlusskonzeptes 
eine Umspannanlage errichten müssen, für die be-
reits im Rahmen der Vorplanung ein geeignetes 
Grundstück vorzusehen ist. 
 
In die beigefügte Ablichtung des Übersichtsplans, M 
1: 10000, haben wir, neben dem Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes, auch die Fläche eingetragen, 
die aus unserer Sicht als Standort für eine solche 
Umspannanlage geeignet wäre. Wir bitten Sie, ei-
nen Teil dieser Fläche in einer Mindestgröße von 60 
m x 40 m, mit einer ebenen Oberfläche mit mög-
lichst geringem Gefälle auszuwählen und als Fläche 
für die Energieversorgung/Umspannanlage in den 
Bebauungsplan zu übernehmen. Im Hinblick auf die 
Durchführbarkeit von Trafotransporten muss die 
Zufahrt zu der Fläche für den Schwerlastverkehr ge-
eignet sein; ideal wäre eine direkte Anbindung an 
die B 269 neu oder an die L 168. 
 
Wie telefonisch besprochen beruht unser v. g. 
Netzanschlusskonzept darauf, dass wir die geplante 
Umspannanlage im Industriegebiet Linsler Feld über 
zwei 110-kV-Hochspannungskabel an unsere 110-
/20- kV-Freileitung Altforweiler - Schaffhausen, HL 
118, anschließen können. Die Breite der hierfür er-
forderlichen Kabeltrasse beträgt ca. 3 m zzgl. des 
nur für die Zeit der Verlegung erforderlichen Ar-
beitsraums in einer Breite von ca. 7 m. In die o. g. 
Ablichtung des Übersichtsplanes haben wir auch 
den näherungsweisen Verlauf der erforderlichen 
Kabeltrasse zwischen dem Mast-Nr. 7 der o. a. 
Hochspannungsfreileitung und dem Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes „Industriegebiet Linsler 
Feld" eingetragen; diese ggf. noch von der Grenze 
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes bis zur 
Fläche der geplanten wäre Umspannanlage zu ver-
längern. 
 
Wir bitten Sie zu prüfen, ob die für die Kabeltrasse 
benötigte Fläche noch in das laufende Bebauungs-

bewertet. 
 
Beschlussvorschlag: 
Kein Beschluss erforderlich. 
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planverfahren integriert und als Fläche für die Ener-
gieversorgung/110-kV-Kabeltrasse, in den Bebau-
ungsplan übernommen und damit mit ausgewiesen 
werden kann. Bezüglich der genauen Lage der pro-
jektierten Trassen setzen Sie sich bitte unter Bezug 
auf dieses Schreiben direkt mit unserer OE Lei-
tungsbau, Herrn Schulte, 06814030-1230 oder ste-
fan.schulte@vse-verteilnetz.de, in Verbindung. 
 
Für weitere Fragen steht Ihnen Herr Stefan Hoff-
mann gerne zur Verfügung. 

21.  Kommunale Dienste Überherrn GmbH 
Stellungnahme vom 06.05.2022: 
 
gegen die 1. Teiländerung des Flächennutzungs-
plans der Gemeinde Überherrn für den Geltungsbe-
reich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
„Industriegebiet Linsler Feld" sowie den vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan „Industriegebiet Linsler 
Feld" bestehen unsererseits generell keine Beden-
ken.  
 
Es müssen jedoch aus Sicht der KDÜ GmbH nachfol-
gende Punkte angemerkt werden, die bei der weite-
ren Planung unbedingt zu beachten und auch bei 
der späteren Umsetzung umzusetzen bzw. einzuhal-
ten sind: 
 
- vor Beginn der Bautätigkeiten müssen die - sich 

im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans befindlichen - Trinkwasserver-
sorgungs- bzw. Trinkwassertransportleitungen 
(über die die Trinkwasserversorgung der Ge-
meinde Überherrn sichergestellt wird) umver-
legt werden. 

 
- die neuen Trassenverläufe müssen - entspre-

chend den Leitungsdimension(en) - durch einen 
entsprechenden Schutzstreifen (bis ON 400 = 
6,00 m links und rechts der Rohrleitungsach-
sen) gesichert werden, um eine einwandfreie 
Wartung zu gewährleisten und äußere Einwir-
kungen auszuschließen, die den Bestand der 
Rohrleitung(en) gefährden könnten. 
Der Schutzstreifen ist auch von Anpflanzungen 
(Hecken, Sträucher, Bäume, usw.) freizuhalten. 
Innerhalb der Schutzstreifen dürfen keine be-
triebsfremden Bauwerke wie, Gebäude, Gara-
gen, Einfriedungsmauern, Treppen, usw. 
errichtet werden. 

 

 Konsequenz:  
Der Trassenverlauf der Trinkwasserversorgungs- bzw. 
Trinkwassertransportleitung wird in die Planzeichnung 
der 1. Teiländerung des Flächennutzungsplanes aufge-
nommen. 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Der Trassenverlauf der Trinkwasserversorgungs- bzw. 
Trinkwassertransportleitung wird in die Planzeichnung 
der 1. Teiländerung des Flächennutzungsplanes aufge-
nommen. 
Die weiteren Anregungen und Hinweise betreffen nicht 
den Regelungsinhalt des Flächennutzungsplanes und 
werden im parallel geführten Bebauungsplanverfahren 
berücksichtigt. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Trassenverlauf der Trinkwasserversorgungs- bzw. 
Trinkwassertransportleitung wird in die Planzeichnung 
der 1. Teiländerung des Flächennutzungsplanes aufge-
nommen. 
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- die maximale, jährliche Trinkwassermenge zur 
Versorgung des Vorhabens wird auf 1.012.000 
m³ (Kubikmeter) begrenzt. 
Die hierfür notwendige Infrastruktur muss noch 
hergestellt werden. 
 

- Eingriffe in die Deckschicht dürfen während 
und nach der Bauzeit keine negativen Auswir-
kungen auf den Grundwasserleiter und somit 
Auswirkung auf den Schutz des Grundwassers 
haben. 
Es sind geeignete Vorsorge- und Vermeidungs-
maßnahmen zu treffen, um den Grundwasser-
leiter vor anthropogenen und äußeren 
wassergefährdenden Einflüssen zu schützen. 

 
Für die im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans gegebenenfalls neu zu errichten-
de(n) Trinkwasserersorgungsleitung(en) sind fol-
gende Regelwerke/Bestimmungen einzuhalten: 
 
- DVGW-Regelwerk Wasser W400-1 (Techn. Re-

geln Wasserverteilungsanlagen - Teil 1, Pla-
nung, insbesondere Absatz 8 und 12 

- DVGW-Regelwerk Wasser W400-2 (Techn. Re-
geln Wasserverteilungsanlagen - Teil 2, Bau und 
Prüfung 

- DVGW-Regelwerk Wasser W400-3 (Techn. Re-
geln Wasserverteilungsanlagen - Teil 3, Betrieb 
und Instandhaltung, insbesondere Absatz 9 

- DIN 19630 „Richtlinien für den Bau von Wasser-
rohrleitungen/Wasserversorgungsleitungen", 
insbesondere Absatz 10.3 „Arbeits- und Schutz-
streifen" 

- DVGW-Arbeitsblatt GW315 (Hinweise für Maß-
nahmen zum Schutz von Versorgungsleitungen 
bei Bauarbeiten) 

- DVGW-Arbeitsblatt GW125 (Baumpflanzungen 
im Bereich unterirdischer Versorgungsanlagen) 

- Hinweisblatt ATV-H 162 (Baumstandorte und 
unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen) 

22.  Abwasserzweckverband Überherrn 
Stellungnahme vom 03.05.2022: 
 
Mit Schreiben vom 06.04.2022 hatten Sie zur Stel-
lungnahme in o.g. Beteiligungsverfahren gebeten. 
Zu der Änderung des FNP und zur Aufstellung des B- 
Planes selbst (in der jetzt vorliegenden Form und 
den überlassenen Unterlagen hinsichtlich Entwässe-
rung) ist von Seiten des AZÜ folgendes anzumerken: 
 

 Konsequenz:  
Die Planzeichnung der 1. Teiländerung des 
Flächennutzungsplanes wird sofern erforderlich um 
den Hauptabwasser-kanal des Ortsteils Wohnstadt 
ergänzt. 
 
Begründung: 
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• Weder in FNP neu noch im BP ist der Hauptab-
wasserkanal des OT Wohnstadt (DN1200-
DN1500) eingetragen-s. Anlage. 
 

• Die Maßnahmen PF1 und MF1 in den ausge-
wiesenen öffentlichen Grünflächen beinhalten 
Anpflanzungen von Bäumen. Hier möchte ich 
auf die DWA -M162 hinweisen um die vorhan-
dene Ortskanalisation u.a. vor Wurzeleinwuchs 
zu schützen. 

• Um den Betrieb des Hauptkanals gewährleisten 
und etwaige Reparatur- und Erneuerungsmaß-
nahmen ausführen zu können, wird die Berück-
sichtigung eines Betriebsweges im BPlan 
entlang der Kanaltrasse vom AZÜ angestrebt. 

• Textliche Festsetzung: Hinweise Punkt 6:  Nie-
derschlagswasser wird hier nicht in die öffentli-
che Ortskanalisation eingeleitet werden. 
Hinsichtlich Schmutzwasser fehlt eine Erläute-
rung. 

• Begründung: Seite 26: „ergänzende Zulassungs-
verfahren“ -Einleitung Schmutzwasser nicht 
mehr Bestand des Entwässerungskonzepts- 
WPW  

• Begründung; S. 73- Kap. 5.5 „Ableitung 
Schmutzwasser… Schmutzwasserkanal westlich 
in Betracht gezogen“ – ist nicht mehr Stand des 
Entwässerungskonzept WPW. 

• Begründung; S.76 – Kap. 5.6: Nur 44.000 m³ /a 
Schmutzwasser? – das passt nicht mit WPW 
überein.  

• Grundsätzlich muss m.E. eine Überprüfung im 
Hinblick auf den aktuellsten Stand des Entwäs-
serungskonzepts erfolgen. 

Das aktuelle Entwässerungskonzept sieht keine Ein-
leitung von Abwasser in den Ortskanal des AZÜ oder 
in den Hauptsammler des EVS vor. 
Lediglich während der Bauphase wird der Ortskanal 
des AZÜ für anfallendes Schmutzwasser in Betracht 
gezogen. 
Ob dies für die Ausführung aufgrund der Riegelwir-
kung der B269N wirtschaftlich Sinn macht, muss ei-
ner Detailuntersuchung vorbehalten bleiben. 
 
Wird eine Erschließung mit dem jetzigen Entwässe-
rungskonzept durchgeführt, weise ich darauf hin, 
dass eine Befreiung vom Anschluss- und Benut-
zungszwang gemäß §8 der geltenden Abwassersat-
zung beantragt und genehmigt werden muss. 
Da nach dem geltenden Entwässerungskonzept so-
wohl für das Schmutz- als auch für das Nieder-

 
Die Planzeichnung der 1. Teiländerung des 
Flächennutzungsplanes wird um den Hauptabwasser-
kanal des Ortsteils Wohnstadt ergänzt. 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Die Hinweise und Anregungen betreffen nicht den 
Regelungsinhalt des Flächennutzungsplanes und 
werden im parallel verlaufenden Bebauungsplanver-
fahren berücksichtigt und bewertet. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Hauptabwasserkanal des Ortsteils Wohnstadt 
wird sofern erforderlich in der Planzeichnung der 1. 
Teiländerung des Flächennutzungsplanes ergänzt. 
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schlagswasser ein“ begründetes Interesse an einer 
privaten Verwertung“ (Trinkwassersubstitution) be-
steht und den „Anforderungen des öffentlichen 
Umweltschutzes“ genügt wird, steht einer entspre-
chenden Genehmigung nichts im Wege. 
Vorsorglich ist folgendes noch einmal zu festzuhal-
ten: 
Sollten sich die Planungen hinsichtlich der Entwäs-
serung ändern und ein Anschluss an den öffentli-
chen Kanal angedacht werden, sind komplett neue 
Grundlagenuntersuchungen zu erbringen. 
Die oben erbrachte Stellungnahme zum B- Plan be-
zieht sich nur auf das aktuelle Entwässerungskon-
zept ohne Anschluss an die vorhandene 
Kanalisation. 
In diesem Zusammenhang wird auf den Sachstand 
eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans hinge-
wiesen. 

23.  inexio Informationstechnologie und Telekommu-
nikation GmbH 
Stellungnahme vom 02.05.2022: 
 
Im angefragten Bereich befinden sich derzeit keine 
Leitungen unseres Unternehmens. 

 Konsequenz:  
Keine Planänderung 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
Beschlussvorschlag: 
Kein Beschluss erforderlich. 
 

24.  Landkreis Saarlouis 
Stellungnahme vom 04.05.2022: 
 
unter Bezugnahme auf Ihr o. g. Schreiben teile ich 
Ihnen mit, dass aus bauordnungsrechtlicher Sicht 
keine Bedenken bestehen.  
 
Ich bitte jedoch um eindeutige Darstellung, bzw. Er-
gänzung und Klarstellung der folgenden Punkte: 
 
- Vermaßung der Baugrenzen zur jeweiligen 

Grundstücksgrenze  
- Vermaßung der Stellplatz - und Garagenflächen  
- Klarstellung ob/dass der Bezugspunkt/höhe zur 

Ableitung der EFH und die Referenzhöhe iden-
tisch sind  

- Darstellung der Fläche GFL 1 in der Planzeich-
nung  

- Darstellung der Fläche V in der Planzeichnung  
- Angabe der Höhenlage der Grünflächen in der 

Planzeichnung 
 
Zu gegebener Zeit erbitte ich eine Ausfertigung des 

 Konsequenz:  
Keine Planänderung 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Die Anregungen und Hinweise betreffen nicht den 
Regelungsinhalt des Flächennutzungsplanes und 
werden im parallel verlaufenden Bebauungsplan-
verfahren berücksichtigt und bewertet. 
 
Beschlussvorschlag: 
Kein Beschluss erforderlich. 
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rechtskräftigen Planes im Original sowie als PDF-
Datei, versehen mit den Verfahrensdaten, zu mei-
nen Unterlagen. 

25.  Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, 
Landesverband Saarland e. V. 
Stellungnahme vom 12.04.2022: 
  
wier bedanken uns für die Übersendung der Pla-
nungsunterlagen. 
 
Zugleich haben wir jedoch an unsere Postadresse 
auch die Ausfertigung für die Schutzgemeinschaft 
Deutscher Wald, Landesverband Saarland e. V., zu-
gestellt bekommen. Das rührt wohl noch daher, 
dass früher ein ehemaliger Kollege in unserem Haus 
diesbezüglich für diesen Verein tätig war. Auf der 
SDW-Homepage ist ein Herr Dr. Wolf aus Rheinland-
Pfalz als Ansprechpartner für das Saarland angege-
ben: 
 
Landesverband Saarland e.V. 
 
Ansprechpartner: Dr. Helmut Wolf 
E-Mail saar@sdw-rlp.de 
 
https://www.sdw-
rlp.de/index.php?kreisverbaende-1 
 
Mehr kann ich zur Erhellung an dieser Stelle leider 
auch nicht beitragen. Uns erreicht seit Jahren im-
mer noch Post für die SDW Saarland, die ich versu-
che, nach und nach in die richtige Richtung zu 
lenken. Die SDW war immer die 5. anerkannten Na-
turschutzvereinigung im Saarland. Ob das noch so 
ist, kann ich leider nicht sagen. 
 
Ein klärendes Wort von Herrn Dr. Wolf wäre hier 
ggf. ebenfalls hilfreich. Ich habe diesen mit in die 
Korrespondenz eingebunden. 

 Konsequenz:  
Keine Planänderung 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
Beschlussvorschlag: 
Kein Beschluss erforderlich. 
 

26.  Gemeinde Wadgassen 
Stellungnahme vom 25.05.2022: 
 
ich bedanke mich für Ihr Schreiben vom 14.04.2022 
zur gewährten Fristverlängerung betreffend die 
Stellungnahme der Gemeinde Wadgassen zur früh-
zeitigen Beteiligung gemäß §§ 3, 4 Abs. 1 BauGB zu 
 
- vorhabenbezogener Bebauungsplan „Industrie-

gebiet Linsler Feld“ 
- 1. Teiländerung des Flächennutzungsplanes der 

 Konsequenz:  
Keine Planänderung 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme betrifft den Regelungsinhalt des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Industriegebiet 
Linsler Feld“.  
Auf die entsprechende Abwägungs-synopse für den 
Bebauungsplan wird verwiesen. 
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Gemeinde Überherrn für den Geltungsbereich 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „In-
dustriegebiet Linsler Feld“. 

 
Der Gemeinderat der Gemeinde Überherrn hat auf 
Antrag des Vorhabenträgers gwsaar vom 
25.03.2021 in seiner Sitzung am 22.04.2021 be-
schlossen, aufgrund§ 2 Abs. 1 in Verbindung mit§ 1 
Abs. 3 BauGB den vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan "Industriegebiet Linsler Feld" aufzustellen. Die 
frühzeitige Beteiligung nach § 3 Abs. 1 bzw.§ 4 Abs. 
1 BauGB wurde in gleicher Sitzung vom Gemeinde-
rat Überherrn am 22.04.2021 beschlossen.  
 
Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan der Ge-
meinde Überherrn ist das Plangebiet als landwirt-
schaftliche Fläche dargestellt. Parallel wird der 
Flächennutzungsplan gern. § 8 Abs. 3 BauGB geän-
dert.  
Durch die Aufstellung des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplans „Industriegebiet Linslerfeld" mit pa-
ralleler Änderung des Flächennutzungsplanes, 
beabsichtigt die Gemeinde Überherrn, in Zusam-
menarbeit mit der gwsaar Wirtschaftsförderung 
Saar GmbH als Vorhabenträger die Erschließung des 
Linsler Feld zur Errichtung eines Batteriezellenwer-
kes (SVOLT) planerisch vorzubereiten.  
 
Das Plangebiet in einer Größenordnung von mehr 
als 90 ha grenzt dabei südlich und östlich unmittel-
bar an die Gebietsgrenze der Gemeinde Wadgas-
sen. Aufgrund der Art, Lage und Dimension des 
Vorhabens ist eine erhebliche Betroffenheit der 
Gemeinde Wadgassen gleich in mehrfacher Hinsicht 
gegeben. Daher gilt es festzustellen, welche negati-
ven Auswirkungen auf die betroffenen Schutzgüter 
der Gemeinde Wadgassen zu erwarten sind, damit 
geeignete Maßnahmen zum Ausschluss und Minde-
rung dieser Beeinträchtigungen im weiteren Verfah-
ren festgelegt werden können.  
 
Die Gemeinde Wadgassen hat das beabsichtige 
Vorhaben sowie vorgelegte Planunterlagen mit 
Sachstand Vorentwurf und zugehörigen Gutachten 
der frühzeitigen Beteiligung intensiv in den ge-
meindlichen Gremien beraten. Von der Verwaltung 
wurde eine Zusammenfassung (getrennt nach den 
verschiedenen Schutzgütern) der im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung hinsichtlich des Umfang- 
und Detaillierungsgrades der Umweltprüfung sowie 
der noch festzulegenden Ausgleichs- und Kompen-

Beschlussvorschlag: 
Kein Beschluss erforderlich. 
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sationsmaßnahmen erstellt, die aus Sicht der Ge-
meinde Wadgassen im weiteren Verfahren zu be-
rücksichtigen sind.  
 
Ferner hat der Ortsrat Friedrichweiler den Beschluss 
gefasst, dass der Ortsrat Friedrichweiler den Stand-
ort Linsler Feld wegen massiver Bedenken bezüglich 
der Störung des Landschaftsbildes, Verkehrsauf-
kommen, Flora und Fauna für ungeeignet hält.  
 
Der Ortsrat Differten hat Bedenken, dass auf Grund-
lage von fehlenden oder nicht vollständigen Infor-
mationen falsche Festsetzungen im geplanten 
Bebauungsplan getroffen werden.  
 
Der Gemeinderat Wadgassen hat den einstimmigen 
Beschluss gefasst folgende Stellungnahme im Rah-
men der frühzeitigen Beteiligung hinsichtlich der 
verschiedenen Schutzgüter und Auswirkungen für 
die Gemeinde Wadgassen zur Aufstellung des Be-
bauungsplanes "Industriegebiet Linsler Feld" mit 
paralleler Änderung des Flächennutzungsplanes 
einzureichen:  
 
Sparsamer Umgang mit Grund und Boden:  
 
Das Plangebiet ist wie bereits erwähnt als Vorrang-
gebiet für Landwirtschaft, als Vorranggebiet für 
Grundwasserschutz sowie als Landschaftsschutzge-
biet ausgewiesen. Somit werden gleich mehrere 
landesplanerische Zielsetzungen verletzt, weshalb 
zusätzlich ein Zielabweichungsverfahren durchlau-
fen werden muss, um von den landesplanerischen 
Vorgaben abweichen zu können. Allein aufgrund 
der Größe der Industrieansiedlung und den überge-
ordneten landesplanerischen Zielsetzungen, die 
hierdurch betroffen sind, entspricht diese nicht dem 
Grundsatz eines sparsamen Umgangs mit Grund 
und Boden. Vor allem dann nicht, wenn der Verlust 
der Vorranggebiete nicht an anderer Stelle durch 
Ausweisung neuer Vorranggebiete kompensiert 
werden kann. In die Betrachtung mit einfließen 
muss nicht nur der direkte Verlust an landwirt-
schaftlicher Fläche, sondern auch der sekundäre 
Verlust durch die Anlage von Ausgleichs- und Kom-
pensationsmaßnahmen. Dies kann sich unmittelbar 
auch auf die Gemeinde Wadgassen auswirken. Zum 
einen können landwirtschaftliche Flächen innerhalb 
der Gemeinde Wadgassen durch die Anlage von 
Kompensations- und Ausgleichsmaßnahmen verlo-
ren gehen. Diese Flächen stehen dann nicht mehr 
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für anderweitige Entwicklungsmöglichkeiten zur 
Verfügung. Denn im Gegensatz zum Linsler Feld 
handelt es sich bei den landwirtschaftlich genutzten 
Flächen in der Gemeinde Wadgassen nicht um Vor-
ranggebiete für Landwirtschaft, weshalb anderwei-
tige Nutzungen der landwirtschaftlichen Flächen in 
der Gemeinde Wadgassen nicht im Widerspruch zu 
den landesplanerischen Zielsetzungen stehen wür-
den, dann aber nicht mehr möglich wären.  
 
Für den Fall, dass nach Aufgabe der Firmentätigkeit 
von SVolt kein anderer Verwendungszweck für die 
errichteten Gebäude und Hallen möglich ist sollte 
eine Rückbauverpflichung und Entsiegelung der In-
dustrieflächen verpflichtend als Genehmigungsvo-
raussetzung festgesetzt werden. Hierzu sind vom 
Verpflichtungserklärungen abzugeben, die Anlagen 
nach dauerhafter Nutzungsaufgabe zurückzubauen 
und Bodenversiegelungen zu beseitigen. Die Einhal-
tung der vorgenannten Verpflichtung soll im Ge-
nehmigungsverfahren durch Baulast oder in 
anderer Weise dauerhaft sichergestellt werden.  
 
Schutzgut Grundwasser und Vorranggebiet für 
Grundwasserschutz:  
 
Die Auswirkungen der Grundwasserentnahme wer-
den in den vorliegenden Unterlagen als irrelevant 
bewertet. Bezogen auf das Vorranggebiet für 
Grundwasserschutz besteht nicht nur durch die 
vorgesehene Grundwasserentnahme eine Betrof-
fenheit, sondern auch durch die geplante Nutzung 
des Niederschlagswassers, welches dem Grundwas-
serkörper zur Neubildung dauerhaft entzogen wird. 
Beeinträchtigungen des Grundwasserkörpers in ei-
nem Trinkwassergewinnungsgebiet sind nicht nur 
gutachterlich, sondern durch permanente Messun-
gen dauerhaft auszuschließen, da diese nicht ein-
fach an anderer Stelle ausgeglichen werden können, 
und sich zudem auch nachteilig auf die Trinkwasser-
versorgung in der Gemeinde Wadgassen auswirken 
können.  
 
Wir sehen es daher zur Sicherstellung des Grund-
wassers als zwingend erforderlich an ein Monitoring 
von standortgeeigneten Grundwassermessstellen 
innerhalb der Gemeinde Wadgassen, auf Kosten des 
Vorhabenträgers, einzurichten. Dabei sollten die 
Messstellen von der Gemeinde Wadgassen betrie-
ben werden, sodass protokolliert und sichergestellt 
werden kann, ob sich die Grundwasserentnahme 
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sowie die Nutzung des Niederschlagswassers per-
spektivisch entgegen dem vorliegenden Gutachten 
nicht nachteilig auf das Grundwasserdargebot der 
Gemeinde Wadgassen auswirkt.  
 
Auswirkungen des Deckschichtenabtrages müssen 
auch in Bezug zu dem Wasserhaushalt des angren-
zenden Warndtwaldes (FFH-Gebiet) untersucht 
werden.  
 
Die Auswirkungen durch den Umgang und die Lage-
rung wassergefährdender Stoffe auf das Grundwas-
ser wird mit Hilfe technischer Maßnahmen als 
gering eingeschätzt. Die Funktionsfähigkeit dieser 
Maßnahmen muss auf Dauer sichergestellt sein. 
Hier sollte analog zu der Grundwasserentnahme ein 
dauerhaftes Monitoring erfolgen. In einem Brandfall 
in Verbindung mit den Löschmitteln muss sicherge-
stellt sein, dass keine Gefährdung für das Grund- 
und Oberflächenwasser sowie das FFH-Gebiet im 
Bisttal und somit der Gemeinde Wadgassen be-
steht.  
 
Dass die hohe Versiegelungsrate keinen Einfluss auf 
die Grundwasserneubildung hat, muss ebenfalls 
durch dauerhalte Monitoringmaßnahmen sicherge-
stellt werden, zumal das anfallende Niederschlags-
wasser durch deren Nutzung dauerhaft dem 
Grundwasser entzogen wird.  
 
Sollten die verschiedenen Monitoringmaßnahmen 
zeigen, dass es entgegen den Gutachten und gut-
achterlichen Stellungnahmen negative Einflüsse auf 
das Grundwasser gibt, muss der Vorhabenträger zu 
umgehenden Gegenmaßnahmen verpflichtet wer-
den. 
 
Schutzgut Oberflächengewässer: 
 
Im weiteren Verfahren wird ein „Fachbeitrag Was-
serrahmenrichtlinie (WRRL)" erstellt, der die Aus-
wirkungen des Vorhabens auf die rechtlichen 
Anforderungen und Bewirtschaftungsziele der 
WRRL bewertet. Mit in die Betrachtung einfließen 
muss dabei das Thema Einleitung von Nieder-
schlagswasser in die Vorflut und dessen Auswirkung 
auf das Hochwasserrisiko der Ortslagen der Ge-
meinde Wadgassen entlang der Bist und welche 
Gegenmaßnahmen hier gegebenenfalls notwendig 
sind. Grundsätzlich sollte die Einleitung von Nieder-
schlagswasser vermieden werden. Die Gemeinde 
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Wadgassen fordert, dass sämtliche Niederschlags-
wasser nicht in die Vorflut abzuleiten sind und eine 
vorhabensnahe Versickerung zu gewährleisten ist.  
 
Planvorhaben der Gemeinde Wadgassen:  
 
Nachteilige Auswirkungen auf die Entwicklungsmög-
lichkeiten der Gemeinde Wadgassen wie beispiels-
weise in Hinblick auf das Tourismuskonzept oder die 
Erschließung neuer Gewerbe- und Wohngebiete 
sind von vornherein in die Abwägungsentscheidung 
mit einzubeziehen und auszuschließen. Um die 
Planvorhaben der Gemeinde Wadgassen zu sichern 
ist ein Gutachten über die Auswirkungen für die 
Gemeinde Wadgassen durch Ausweisung einer In-
dustriefläche zur Ansiedlung einer Batteriefabrik auf 
dem Linsler Feld zu erstellen. Sofern durch das Vor-
haben bestehende Planvorhaben der Gemeinde 
Wadgassen beeinträchtigt oder zukünftige Planvor-
haben eingeschränkt oder gar ausgeschlossen wer-
den, sind unter Einbeziehung der Gemeinde 
Wadgassen geeignete Maßnahmen festzulegen, die 
die nachteiligen Auswirkungen kompensieren kön-
nen. 
  
Schutzgut Mensch:  
 
Das Schutzgut Mensch ist insbesondere im Hinblick 
auf Verkehrs- und Gewerbelärm zu bertrachten.  
 
In Bezug auf den Verkehrslärm ist die Forsthaus-
straße analog zu dem Themenfeld Gewerbelärm in 
die Untersuchungen mit einzubeziehen, da nicht 
auszuschließen ist, dass sich das Verkehrsaufkom-
men insbesondere in der Ortslage Differten erhö-
hen wird. Zur Ermittlung des aktuellen 
Verkehrsaufkommens sind entsprechende Zählun-
gen durchzuführen, damit eine belastbare Daten-
grundlage gegeben ist. Des Weiteren fordert die 
Gemeinde Wadgassen ein Durchfahrtsverbot für 
LKW auf der L 168 in den Ortslagen Differten und 
Wadgassen sowie auf der L 280 in der Ortslage 
Werbeln sowie permanente Messstellen zur Ermitt-
lung des Verkehrsaufkommens, damit die Möglich-
keit besteht, bei bestimmten Fehlentwicklungen 
gegensteuern zu können.  
 
Dabei sollten die Messstellen von der Gemeinde 
Wadgassen betrieben werden, sodass protokolliert 
und sichergestellt werden kann, ob sich das Ver-
kehrsaufkommen perspektivisch entgegen dem vor-
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liegenden Gutachten nicht nachteilig auf die Ge-
meinde Wadgassen entwickelt.  
 
Schon jetzt wird insbesondere die L 168 stark durch 
den LKW-Verkehr belastet. Von daher ist ein zusätz-
licher LKW-Verkehr in den Ortsteilen der Gemeinde 
Wadgassen zu vermeiden. Zumal hier nicht nur der 
Ortsteil Differten betroffen wäre, sondern auch die 
nachfolgenden Ortsteile wie Werbeln und Wadgas-
sen. Eine Aufnahme von weiteren LKWs durch die 
beengte Ortslage von Differten stößt vom Ausbau-
zustand der Straße (z.B. Hauptstraße) schon an ihre 
Grenzen.  
 
Die Gemeinde Wadgassen hat bereits jetzt den 
LKW-Verkehr von Industrie und Gewerbeansiedlun-
gen benachbarter Kommunen aufzunehmen. Neben 
dem LKW-Verkehr der  Firma Hector als auch des 
Stahlwerkes Bous erfolgte hier jeweils die verkehrli-
che Erschließung größtenteils über Straßen durch 
die Gemeinde Wadgassen, obwohl Umgehungsstra-
ßen seit langem geplant sind. Die Ansiedlung von 
SVolt darf in keinem Fall dazu führen, dass die ver-
kehrliche Erschließung und insbesondere der LKW-
Verkehr durch Straßen in der Gemeinde Wadgassen 
geleitet wird.  
 
Bezüglich des Gewerbelärms verursacht durch den 
Betrieb der Batteriefabrik, sollen die für ein allge-
meines Wohngebiet zulässigen Immissionswerte 
nach den bisherigen Gutachten nicht überschritten 
werden. Die tatsächliche Einhaltung der in der 
Forsthausstraße in Friedrichweiler ankommenden 
dB-Werte bezüglich des Gewerbelärms, verursacht 
durch den Betrieb der lndustrieverbrik, sind gleich-
falls sicherzustellen und durch ein dauerhaftes Mo-
nitoring nachzuweisen.  
 
Verkehrliche Anbindung und Erschließung:  
 
Die verkehrliche Anbindung und Erschließung des 
geplanten Industriegebietes Linsler Feld ist von Be-
ginn an durch einen funktionsfähigen ÖPNV sicher-
zustellen. Nur durch eine funktionsfähige ÖPNV 
Anbindung kann eine nachhaltige, umweltschonen-
de - den aktuellen Klimazielen der saarländischen 
Landesregierung entsprechende - Mobilität der 
Mitarbeiter und Kunden des geplanten Industriege-
biets erreicht werden.  
 
Landwirtschaft:  

mailto:firu-kl1@firu-mbh.de


Anlage  
Behörden / TÖB 

1. Teiländerung des Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Überherrn – Änderungsbereich „Linsler Feld“ 

Seite 65 von 72 

Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB sowie der 
Nachbargemeinden gem. § 2 Abs. 2 BauGB 

Beteiligung mit Schreiben vom 06.04.2022  Frist zur Stellungnahme bis 09.05.2022 
Stellungnahme:  Ergebnis der Überprüfung: 

  

Auftraggeber: 
Bearbeitung: 

Gemeinde Überherrn, Rathausstraße 101, 66802 Überherrn 
FIRU mbH, Bahnhofsstraße 22, 67655 Kaiserslautern 
Tel.: 06 31 / 3 62 45-0 ● Fax: 06 31 / 3 62 45-99 ● E-Mail: firu-kl1@firu-mbh.de 

 

Bearbeitungsstand: Abwägung des Vorentwurfs                        05.07.2022 

 
Die Auswirkungen des Vorhabens auf die landwirt-
schaftlichen Flächen im Gemeindegebiet Wadgas-
sen sind ebenfalls zu ermitteln und auf ein 
Mindestmaß zu reduzieren. Vor allem aufgrund der 
umfangreichen externen Ausgleichs / und Kompen-
sationsmaßnahmen, die standortnah im Umfeld des 
Eingriffsortes umgesetzt werden müssen, besteht 
die Gefahr, dass Ackerflächen in einem erheblichen 
Umfang verloren gehen und aufgrund des geringen 
Anteils an Ackerflächen innerhalb der Gemeinde 
Wadgassen nicht mehr kompensiert werden kön-
nen und damit Potentialflächen der Gemeinde 
Wadgassen für zukünftige Entwicklungen verloren 
gehen.  
 
Schutzgut Tiere:  
 
Die Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere werden 
im Rahmen eines artenschutzrechtlichen Fachbei-
trages erst im laufe des weiteren Verfahrens be-
trachtet. Wie in den Planunterlagen bereits 
dargelegt, muss zwingend sichergestellt sein, dass 
die von dem geplanten Vorhaben beeinträchtigten 
Tierarten mit ihren Populationen sich im Erhal-
tungszustand nicht verschlechtern bzw. eine ausrei-
chende Lebensraumfläche für den Fortbestand der 
Populationen in der Umgebung erkennbar erhalten 
bleibt. 
  
Nach jetzigem Kenntnisstand haben wir aufgrund 
der Größendimension des Vorhabens und der ho-
hen Anzahl an wertgebenden Arten auf der Fläche 
und in unmittelbarem Umfeld erhebliche Zweifel 
daran, dass dies allein im Gemeindegebiet Über-
herrn sichergestellt werden kann. Aus diesem 
Grund sind noch diverse Untersuchungen im Rah-
men des weiteren Verfahrens vorzunehmen, damit 
eine angemessene Konfliktbeurteilung auch im Hin-
blick auf die Festsetzung funktionaler, standortbe-
zogener Ausgleichs-/ und Kompensations-
maßnahmen ggf. auch innerhalb der Gemeinde 
Wadgassen erfolgen kann.  
 
Zur Ergänzung der Datengrundlage der im Plange-
biet und deren Umfeld vorkommenden Vogelarten 
ist eine Abfrage der ornitho.de-Datenbank (inkl. 
verschlüsselter Meldungen!) erforderlich. Gerade 
Greifvogelarten, wie Rotmilan, Schwarzmilan und 
Uhu, die einen größeren  Aktionsradius besitzen, 
verfügen im Umfeld des Plangebietes über aktive 
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Brutplätze (Bistaue, Sandgrube Hector Lisdorf, 
Sandgrube Arweiler Schaffhausen). Betrachtet man 
die Größe des Eingriffes in den Landschaftsraum in 
Verbindung mit dem bereits hohen Offenlandver-
lust der letzten Jahre (110 ha Lisdorfer Berg, 20 ha 
PV-Anlage Linslerhof), sehen wir ein Gutachten zu 
den Auswirkungen des Offenlandverlustes im Drei-
eck Überherrn, Saarlouis, Wadgassen hinsichtlich 
der Verfügbarkeit von Nahrungshabitaten für Brut-
vogelarten und Rastplätze für Zugvogelarten unter 
Berücksichtigung kumulativer Effekte wie die Erwei-
terung Lisdorfer Berg (50 ha) und Kunzelfelder Huf 
(9 ha) als zwingend geboten an.  
 
Gegebenenfalls müsste dann auch der potenzielle 
Verlust von Nahrungshabitaten beispielsweise im 
Rahmen einer Raumnutzungsanalyse für die Arten 
Rotmilan, Schwarzmilan und Uhu untersucht wer-
den. Denn ein weiterer Offenlandverlust kann sich 
neben Rot- und Schwarzmilan gegebenenfalls auch 
auf den Uhu auswirken, der in Wadgassen über 
langjährige Wechselbrutplätze verfügt.  
 
Für größere Säugetierarten des Wadgasser Waldes 
muss der Eingriff auf die Zerschneidung von Wan-
derkorridoren hin untersucht werden. Denn der 
vorliegende Wanderkorridor ist bereits durch die 
Errichtung der PV-Anlage stark eingeschränkt wor-
den. Es besteht die große Gefahr, dass gerade bei 
Arten wie Wildkatze, unterschiedliche Populationen 
voneinander abgeschnitten werden und ein geneti-
scher Austausch nicht mehr möglich ist.  
 
Schutzgut Pflanzen:  
 
Das geplante Vorhaben ist mit einem hohen Bio-
topverlust verbunden. Die Erheblichkeit des Ein-
griffs verdeutlicht die enorme Menge von ca. 5 Mio. 
Ökologischen Werteinheiten (ÖW), die extern aus-
geglichen und kompensiert werden müssen. Viele 
dieser externen Ausgleichsmaßnahmen müssen 
aufgrund der Beeinträchtigung von streng und be-
sonders geschützten Arten in räumlich-funktionalen 
Zusammenhang mit dem Eingriffsort stehen. Auch 
dies kann zu erheblichen Auswirkungen auf Flächen 
innerhalb der Gemeinde Wadgassen führen, die 
gutachterlich bewertet werden müssen.  
 
Sofern durch das Vorhaben notwendige Aus-
gleichsmaßnahmen Planvorhaben der Gemeinde 
Wadgassen beeinträchtigt oder zukünftige Planvor-
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haben eingeschränkt oder gar ausgeschlossen wer-
den, sind unter Einbeziehung der Gemeinde Wad-
gassen geeignete Maßnahmen festzulegen, die die 
nachteiligen Auswirkungen kompensieren können.  
 
Schutzgut Boden und Fläche:  
 
Die Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden 
werden als „Hoch" eingestuft. was vor allem in dem 
hohen Versiegelungsgrad begründet ist. Auch hier 
werden zusätzliche Kompensationsmaßnahmen er-
forderlich, um das Konfliktniveau zu minimieren. 
Mögliche Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Bo-
den innerhalb der Gemeinde Wadgassen etwa 
durch Abgrabungen und Aufschüttungen, Anlage 
von Böschungen sind zu untersuchen und auf ein 
Mindestmaß zu reduzieren. Hierzu zählt vor allem 
die Sicherstellung der Bodenfunktionen des unmit-
telbar angrenzenden Warndtwaldes durch ein an-
haltendes Monitoring zu gewährleisten.  
 
Schutzgut Klima:  
 
Im Besonderen sind hier die Themen Kaltluftentste-
hung und Kaltluftströme zu betrachten, die sich 
durch die potenzielle Beeinträchtigung nachteilig 
auf die Ortsteile im Bisttal (Differten, Werbeln und 
Wadgassen) auswirken können. In einer detaillierte-
ren Konfliktbeurteilung, die erst  im weiteren Ver-
fahren ergänzt wird, sind Beeinträchtigungen von 
Kaltluftentstehungsgebieten und Kaltluftströmen, 
die nachteilige Auswirkungen für die genannten 
Ortsteile haben könnten, zu ermitteln und durch 
geeignete Maßnahmen auf ein Mindestmaß zu re-
duzieren.  
 
Schutzgut Luft / Lufthygiene:  
 
Erhebliche Umwelteinwirkungen durch das geplante 
Vorhaben können auf Grundlage der bisherigen, 
orientierenden Untersuchungen ausgeschlossen 
werden. Die eigentliche Konfliktbewertung der be-
triebsbedingten Immissionen erfolgt jedoch im 
nachgeordneten immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahren. Negative Auswirkungen auf 
die Luftqualität in der Gemeinde Wadgassen müs-
sen dabei ausgeschlossen werden. In diesem Zu-
sammenhang sind an geeigneten Standorten 
permanente Messeinrichtungen zu installieren, die 
eine regelmäßige Überprüfung der Luftqualität zu-
lassen.  
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Dabei sollten die Messstellen von der Gemeinde 
Wadgassen betrieben werden, sodass protokolliert 
und sichergestellt werden kann, ob sich die Immis-
sionen perspektivisch entgegen dem vorliegenden 
Gutachten nicht nachteilig auf die Luftqualität in der 
Gemeinde Wadgassen auswirkt.  
 
Schutzgut Landschaftsbild:  
Eine detailliertere Konfliktbewertung erfolgt auch 
hier erst im weiteren Verfahren. Hierbei sollen die 
bereits zu erwartenden hohen Beeinträchtigungen 
des Landschaftsbildes durch umfangreiche Minde-
rungs- und Vermeidungsmaßnahmen auf ein mittle-
res Maß reduziert werden. Im Rahmen der 
orientierenden Untersuchungen zur Ausbreitung 
der betriebsbedingten Immissionen wurde eine 
Schornsteinhöhe von 36 m über GOK berechnet. Die 
den Planunterlagen zu entnehmenden Visualisie-
rungen erhalten allerdings keine Darstellung eines 
Schornsteins in genannter Höhe. Eine entsprechen-
de Visualisierung ist im weiteren Verfahren zu er-
gänzen.  
 
Des Weiteren sind Visualisierungen des Vorhabens 
von verschiedenen, noch festzulegenden Standor-
ten des unmittelbar angrenzenden Franziskusweges 
im Ortsteil Friedrichweiler und Standorten des Er-
lebnisweges Eulenmühle im Ortsteil Differten anzu-
fertigen, um die Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes dieser Wadgasser Wanderwege 
bewerten und minimieren zu können.  
 
Schutzgut Erholung: 
Im Rahmen der detaillierten Konfliktbewertung sol-
len die visuellen Beeinträchtigungen von Wander- 
und Radwegen ermittelt werden. Wie bereits unter 
dem Schutzgut Landschaftsbild gefordert, sind hier-
zu auch Visualisierungen von betroffenen Wander- 
und ggf. Radwegen in der Gemeinde Wadgassen 
vorzunehmen.  
 
Schutzgut Kultur- und Sachgüter:  
Sollten durch das geplante Vorhaben Kultur- und 
Sachgüter innerhalb der Gemeinde Wadgassen be-
troffen sein, sind die Beeinträchtigungen zu ermit-
teln und auf ein Mindestmaß zu reduzieren.  
 
Wechselwirkungen: 
Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten 
Schutzgütern sind auszuschließen.  
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Artenschutz: 
Das Thema Artenschutz wird in einem separaten 
Fachbeitrag Artenschutz behandelt. der erst im wei-
teren Verfahren ergänzt wird. Dementsprechend 
kann zum jetzigen Zeitpunkt gar nicht eingeschätzt 
werden. ob erhebliche Beeinträchtigungen von 
Tierpopulationen zu erwarten sind. und in welcher 
Form diese ausgeglichen werden können. Ver-
schlechterungen müssen für alle betroffenen Arten 
sicher ausgeschlossen werden.  
 
FFH-Verträglichkeitsprüfung (FFH-VP):  
In der FFH-VP werden keine erheblichen Beein-
trächtigungen der wertbestimmenden, charakteris-
tischen FFH-Arten erwartet. Evtl. dient das 
Plangebietjedoch als Nahrungshabitat für den Rot-
milan. was durch eine Raumnutzungsanalyse zu 
überprüfen wäre. Des Weiteren sind mindestens 
Neuntöter. Orpheusspötter. Pirol und das Schwarz-
kehlchen betroffen. Erhebliche Beeinträchtigungen 
dieser wertgebenden Arten müssen durch die 
Schaffung von Ersatzlebensräumen im unmittelba-
ren Umfeld des Plangebietes kompensiert werden. 
damit eine Verschlechterung des Zustandes der Po-
pulation sicher ausgeschlossen werden kann.  
 
Kompensationsmaßnahmen:  
Grünordnerische Maßnahme: Die Dachbegrünung 
wird mit einer Mindestsubstrathöhe von 15 cm im 
B-Plan festgesetzt. Der Empfehlung nach sollte die 
Mindesthöhe jedoch bei 25 cm liegen. damit die 
Dachflächen als Brut- und Nahrungshabitat fungie-
ren können (Lerchendächer. Kiebitzdächer). Da in-
nerhalb des Plangebietes brütende Feldlerchen 
sowie rastende Kiebitze festgestellt wurden. könnte 
die Anlage von Lerchendächer und Kiebitzdächer 
mit einer Mindestsubstrathöhe von 25 cm eine ge-
wisse Ergänzung zu den erforderlichen Ersatzle-
bensräumen darstellen. 
 
- Externe Ausgleichsmaßnahmen:Die externen 

Ausgleichsmaßnahmen müssen sich zwingend 
möglichst nah am Eingriffsort befinden. damit 
Beeinträchtigungen aller betroffenen Tierarten 
in einem funktionalen Zusammenhang ausge-
glichen werden können. 

- Monitoring Maßnahmen: Die Funktionsfähig-
keit grünordnerischer Maßnahmen (v.a. Dach-
begrünung) innerhalb des Plangebietes sowie 
sämtlicher externer (räumlich-funktionalen) 
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Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen ist 
ebenfalls durch ein dauerhaftes Monitoring si-
cherzustellen.  
 

Abschließend sei nochmals angemerkt. dass sicher-
gestellt werden muss. dass sämtliche Umweltaus-
wirkungen auf das Gemeindegebiet Wadgassen 
durch permanente Messung noch festzulegender 
Parameter wie Verkehrsströme, Gewässerqualität / 
-quantität, Luftqualität, Grundwasserstand etc. un-
abhängig durch die Gemeinde Wadgassen überprüft 
werden können. 

27.  Kreisstadt Saarlouis 
Stellungnahme vom 25.05.2022: 
 
die FIRU mbH hat die Kreisstadt mit Schreiben vom 
06.04.2022 bezüglich der Bauleitplanung für die An-
siedlung von SVolt informiert. Das Amt für Stadtpla-
nung, Hochbau, Denkmalpflege und Umwelt hat per 
Mail vom 12.04.2022 um eine Fristverlängerung bis 
zum 30.05.2022 für die Abgabe einer Stellungnah-
me gebeten, damit die Unterlagen ausgewertet und 
die städtischen Gremien informiert werden können. 
 
Der Stadtrat der Kreisstadt Saarlouis hat sich in sei-
ner öffentlichen Sitzung am 24.05.2022 mit der Bau-
leitplanung für das Vorhaben SVolt und der 
Betroffenheit von Saarlouis befasst. 
 
Die verkehrsgünstige Lage und Anbindung an das 
überregionale Straßenverkehrsnetz zur A 620 und 
der A 4 (Frankreich) ist eines der maßgeblichen Kri-
terien für die Wahl des Standorts. Durch die geplan-
te Industrieansiedlung SVolt in Überherrn werden 
zusätzliche Verkehrsmengen erzeugt. Gemäß Gut-
achten wird der zusätzliche Verkehr zum größten 
Teil über die B 269 neu in Richtung A 620 (AS Lis-
dorf) abgewickelt. 
 
In den verschiedenen Gutachten werden unter-
schiedliche Werte für die Verkehrszunahme auf der 
B 269 neu in Richtung A 620 angegeben. Dieser 
(Mehr-) Verkehr wird sich ab der AS Lisdorf auf die 
BAB-Fahrrichtungen SB und LUX und in Fahrtrich-
tung Ensdorf verteilen. Diese Verkehrszunahme 
führt zu einem Anstieg des Verkehrs an der BAB-AS 
in und von Richtung LUX/KA. Diese Verkehrszunah-
me betrifft somit direkt die siedlungsnahen Berei-
che von Saarlouis. In den verschiedenen Gutachten 
(sei es Verkehr oder Lärm) wird dies jedoch nicht 
thematisiert. Die Verkehrszunahme auf der A 620 

 Konsequenz:  
Keine Planänderung 
 
Begründung: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme betrifft den Regelungsinhalt des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Industriegebiet 
Linsler Feld“.  
Auf die entsprechende Abwägungs-synopse für den 
Bebauungsplan wird verwiesen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Kein Beschluss erforderlich. 
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zwischen AS Lisdorf und dem Dreieck Saarlouis so-
wie weiter Richtung A 8 ist unbekannt. Einer einge-
henden Betrachtung bedarf es bezüglich der 
Verkehrsbeziehungen zwischen den Standorten 
Heusweiler und Überherrn. Ohne entsprechende 
verkehrslenkende Maßnahmen wird der direkte 
Weg von der Abfahrt B 8 Saarwellingen durch Saar-
louis über die B 269 neu nach Überherrn mit ver-
mehrtem LKW- Verkehr belastet. 
 
Grundsätzlich sind die Auswirkungen der Verkehrs-
zunahme auf die Stadt Saarlouis zu klären. Das be-
treffende Informationsdefizit muss im Rahmen des 
Verfahrens bereinigt werden. Die prognostische 
Lärmemission und -zunahme an den Autobahnen 
sind zu ermitteln und der vorhandene Lärmschutz 
auf ihre ausreichende Dimensionierung zu prüfen. 
Durch weitergehende Untersuchungen muss ge-
prüft werden, ob die Lärmschutzmaßnahmen zu 
verstärken sind. 
 
Das Industriegebiet „Lisdorfer Berg", das auf den 
Gemarkungen Neuforweiler und Lisdorf der Kreis-
stadt Saarlouis liegt, wird vollständig mit Trinkwas-
ser aus dem Wassergewinnungsgebiet Bisttal 
versorgt. Gemäß dem hydrogeologischen Gutachten 
der Grundwasser + Wasserversorgungs GmbH 
(GWW) zur Ansiedlung von SVolt wurden im Jahr 
2019 von den vorhandenen Wasserrechten in Höhe 
von 3,0 Mio. Kubikmetern von der energis im Was-
sergewinnungsgebiet Bisttal bereits über 2, 1 Mio. 
Kubikmeter Wasser für verschiedene Abnehmer ge-
fördert. Nach den unterschiedlichen im Gutachten 
diskutierten Varianten sollen zur Versorgung von 
SVolt zukünftig mindestens weitere 200.000 Kubik-
meter Wasser aus dem Gewinnungsgebiet Bisttal 
bezogen werden. 
 
In dem zugrunde gelegten Jahr 2019 war das In-
dustriegebiet Lisdorfer Berg erst zu einem relativ 
geringen Teil von Unternehmen besiedelt. In den 
kommenden Jahren werden sich noch weitere Fir-
men ansiedeln und vorhandene Unternehmen wer-
den ihre Aktivitäten erheblich ausweiten. 
Außerdem hat der Stadtrat der Kreisstadt Saarlouis 
im Jahr 2021 die Erweiterung der Industriegebiets-
flächen auf dem Lisdorfer Berg um bis zu 50 ha be-
schlossen. Diese Entwicklungen werden den 
Wasserbedarf für Industrie und Gewerbe auf dem 
Lisdorfer Berg erheblich und in schwer absehbarem 
Umfang erhöhen. Weiter kann davon ausgegangen 
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werden, dass auch dieser zusätzliche Bedarf aus 
dem Wassergewinnungsgebiet Bisttal gedeckt wer-
den muss. In dem Gutachten finden sich zu den zu-
künftig erwartbaren höheren Wasserverbräuchen 
auf dem Lisdorfer Berg keinerlei Aussagen. 
 
Zusätzlich wird sich, wie im Gutachten dargelegt, 
die Grundwasserneubildung durch den prognosti-
zierten Klimawandel laut Annahmen des Gutach-
tens um 5 bis 20 % verringern, was das 
Grundwasserdargebot schmälern könnte. Außer-
dem sind Verschärfungen der negativen Folgen der 
Wasserförderung zu befürchten. 
 
Im weiteren Verfahren der Aufstellung des Bebau-
ungsplans ist es erforderlich, gutachterlich unter-
mauerte Aussagen zu treffen, ob nach dem 
Endausbau des SVolt-Werkes im Wassergewin-
nungsgebiet Bisttal noch ausreichende Kapazitäten 
verbleiben, um alle denkbaren zukünftigen Mehr-
verbräuche auf dem Lisdorfer Berg - auch im Hin-
blick auf die Auswirkungen des Klimawandels - zu 
decken. Sollte dies nicht der Fall sein, wäre die 
Kreisstadt Saarlouis voraussichtlich in ihren Entwick-
lungsmöglichkeiten eingeschränkt. Die überregional 
wirksame und gewünschte Ansiedlung von Unter-
nehmen wird dadurch erschwert. Die Wasserver-
sorgung von SVolt ist so zu konzipieren, dass im 
Wassergewinnungsgebiet Bisttal ausreichend freie 
Wasserkapazitäten für jeden nach jetzigem Stand 
denkbaren Ausbau des Gewerbes auf dem Lisdorfer 
Berg verbleiben. 
 
Die Ansiedlung von SVolt hat Auswirkungen auf die 
Kreisstadt Saarlouis für die Bereiche Verkehr, Lärm 
und Wasser. Hier besteht ein weitergehender Un-
tersuchungs- und Klärungsbedarf, um Beeinträchti-
gungen für die Kreisstadt Saarlouis zu vermeiden. 
Die Belange der Kreisstadt sind durch die Planung 
berührt. 
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